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1.  Ostdeutsche Frauen in der Politik:  Einlei-
tung 

Beim Zusammenbruch des DDR-Herrschaftssystems 
1989/1990 waren 91 Prozent der Frauen im er-
werbsfähigen Alter berufstätig (Bütow/Stecker 
1994: 27)1. Im Vergleich dazu lag der Anteil be-
rufstätiger Frauen in der Bundesrepublik  zum glei-
chen Zeitpunkt lediglich bei 55,5 Prozent (Gott-
schall 1989: 18; Maier 1993; Frauenreport 1990: 
63).  Daraus lässt sich die Frage ableiten: Haben 
die ehemaligen DDR-Frauen im vereinten Deutsch-
land auf Grund ihrer größeren und umfassenden 
Erfahrungen mit (Vollzeit)Berufstätigkeit vielleicht 
auch größere Karrierechancen in der Politik als 
ihre westdeutschen Kolleginnen?  

An dieser Stelle setzt der vorliegende Beitrag, der 
die ostdeutschen politischen Aktivistinnen in sei-
nen Mittelpunkt rückt, an. Grundlage dafür sind 24 
autobiografisch-narrative Interviews mit ostdeut-
schen Mandatsträgerinnen auf Kommunal-, Lan-
des- und Bundesebene, die ich im Rahmen meines 
Dissertationsprojektes „Ostdeutsche Frauen in der 
Politik. Eine qualitative Analyse“ zwischen 2007 bis 
2009 durchgeführt und nach den narrationsanaly-
tischen Auswertungsprinzipien von Fritz Schütze 
(1976; 1981)2 ausgewertet habe. Zunächst werden 
die gesellschaftlichen und politischen Rahmenbe-
dingungen für Frauen in der DDR umrissen, bevor 
auf die politische (Nicht)Präsenz des weiblichen 
Geschlechts in der Politik eingegangen wird. Daran 
anschließend werden auf Grundlage der narrati-
onsanalytischen Auswertung der biografischen 
Interviews mit den 24 ostdeutschen Politikerinnen3 
ihre berufsbiografischen Kompetenzen und Res-
sourcen skizziert, die sie größtenteils in der DDR 
erworben haben. Schließlich beschäftige ich mich 
mit der Frage, ob und inwieweit sich die gesell-
schaftliche Umbruchsituation 1989/1990 auf die 
Karrierechancen ostdeutscher politisch interessier-
ter Frauen ausgewirkt hat. Ich gehe der Frage 
nach, welche individuellen biografischen Bedin-
gungen und Kriterien nicht nur ein mögliches poli-
tisches Engagement, sondern auch den Ein- bzw. 
Aufstieg in die Politik begünstigten bzw. erschwer-
ten, um im vereinten Deutschland Karriere zu ma-
chen. Im zweiten Teil des Beitrags geht es darum, 
ob sich die umfassende Erfahrung der ostdeut-
schen Frauen mit (Vollzeit)Berufstätigkeit in be-
sondere politische Karrierechancen im wiederver-
einten Deutschland überführen ließ. Diese Frage 
wird anhand eines Ost-West-Vergleichs, d.h. der 
Darstellung der quantitativen und qualitativen Prä-
senz von Frauen in den Parlamenten, beantwortet. 

2. Leben in der DDR - „Gefangen“ zwischen 
Emanzipation von oben und Aufwachsen in 
einer Männerwelt 

2.1 Rahmenbedingungen für Frauen in der ehe-
maligen DDR  

In ihrer Frauenpolitik ging die DDR-Regierung be-
kanntlich von der Grundannahme aus, dass die Lö-
sung der Frauenfrage seit Ende des 19. Jahrhun-
derts enger Bestandteil des politischen Programms 
zur Befreiung der Arbeiterklasse von der kapitalis-
tischen Herrschaft war. Die theoretische Grundlage 
für die These, dass die Befreiung der Arbeiterklasse 
erst durch die Abschaffung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln realisiert sei und die Lösung 
der Frauenfrage damit eng zusammenhänge, liefer-
ten vor allem August Bebels Schrift „Die Frau und 
der Sozialismus“ (1859) und Friedrich Engels Ab-
handlung „Der Ursprung der Familie, des Privatei-
gentums und des Staates“  (1884) (Bütow/Stecker 
1994: 13). Marx, Engels und Bebel gingen von der 
Annahme aus, dass die gesellschaftliche Stellung 
des weiblichen Subjekts fast ausschließlich von 
den Machtverhältnissen im Staat und der damit 
verknüpften wirtschaftlichen und sozialen Struktur 
der Gesellschaft abhänge. Die Emanzipation der 
Frau sahen sie erst mit der Schaffung der sozialisti-
schen Gesellschaftsordnung, d.h. mit veränderten 
Eigentumsverhältnissen, realisiert. In diesem Kon-
text vertrat z.B. auch die proletarische Vertreterin 
der ersten Frauenbewegung, Clara Zetkin, die An-
sicht, dass die Frau nur mit ihrem Eintritt in den 
Produktionsprozess eine eigenständige ökonomi-
sche Kraft und somit sozial unabhängig werde 
(Zetkin 1957: 6). Aus diesem Grund wurde die voll-
ständige Integration des weiblichen Subjekts in 
den Arbeitsprozess als die zentrale Voraussetzung 
zur Partizipation von Frauen am gesellschaftlichen 
Fortschritt gesehen.  Auch die SED, die führende 
Einheitspartei, die 1946 aus der Zwangsfusion der 
SPD mit der Kommunistischen Partei entstanden 
war, ging bei der Konzipierung ihrer Frauenpolitik 
von dieser Position aus. Sie sah in der weiblichen 
Berufstätigkeit die Basis für die Lösung der Frauen-
frage. Weil die Frauenfrage als Teil der sozialen 
Frage und als Nebenwiderspruch (Autorenkollektiv 
1978: 18) und die gesellschaftlichen Verhältnisse 
als Ursache für die Unterdrückung der Frau ange-
sehen wurden, betrachtete man mit der Realisie-
rung der weiblichen Vollzeitberufstätigkeit die 
Gleichberechtigung in der 1949 gegründeten DDR 
als gelöst. Hierbei wurde von der Annahme ausge-
gangen, dass sich im Zuge der Veränderung der Ei-
gentumsverhältnisse auch neue zwischenmensch-
liche Beziehungen gesetzmäßig entwickeln würden 
(Bütow/Stecker 1994: 14). Weil der Marxismus-
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Leninismus die oberste Staatsdoktrin in der DDR 
war, wurde der Partei, der SED, uneingeschränkte 
Erkenntnisfähigkeit („Die Partei hat immer Recht“) 
und der Arbeiterklasse „uneingeschränktes Er-
kenntnisinteresse“ (Eifler 1992) zugeschrieben 
und als vorwärtsweisende Kraft (Bütow/Stecker 
1994: 14) definiert. Birgit Bütow und Heidi Stecker 
weisen darauf hin, dass es Ziel der DDR-Diktatur 
(des Proletariats) war, Frau und Mann die „gleiche 
Rechtsstellung in allen Bereichen des gesellschaft-
lichen, staatlichen und persönlichen Lebens“ for-
mell zu ermöglichen (ebd.). Indem die Auffassung 
fest verankert war, dass das Erringen der politi-
schen Herrschaft durch die Arbeiterklasse sowie die 
Realisierung des sozialistischen Eigentums an den 
Produktionsmitteln den Frauen die Gleichberechti-
gung „garantiere“, wurden soziale Differenzen der 
Lebenslagen und Teilhabeverhältnisse als normal 
und nicht-antagonistische Widersprüche angese-
hen. Im Laufe der weiteren sozialistischen Entwick-
lungs- und Wandlungsprozesse sollten sie über-
wunden werden (ebd:  15).  

Generell lässt sich die Frauenpolitik der SED und 
ihre frauenpolitischen Maßnahmen, die eine Koor-
dination von beiden Lebensbereichen, Familie und 
Beruf, erleichtern sollten, laut Virginia Penrose, in 
drei Phasen gliedern, denen entsprechende Leit-
bilder zuzuordnen sind (Penrose 1990). Dement-
sprechend lassen sich folgende Hauptlinien in der 
Geschichte der SED-Frauenpolitik erkennen: 

1. Phase: Die Integration der Frauen in den 
Arbeitsprozess (1946-1963) 

Die ersten Jahre nach dem Kriegsende 1945 stan-
den ganz im Zeichen eines zusammengebrochenen 
und von den Siegermächten geteilten Deutsch-
lands. Somit war die Epoche durch die allgemeinen 
Lebensumstände weniger politisch geprägt. 
(Bütow/Stecker 1994: 15). Der tägliche Kampf ums 
Überleben stand auf der Tagesordnung der Men-
schen. Insofern bezeichnen Ina Merkel et al. diese 
Phase als „Überlebensgesellschaft“ (Merkel et al. 
1991)4. Die Teilhabe des weiblichen Geschlechts 
am Erwerbsprozess wurde zuerst von der KPD und 
ab 1946 von der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (SED) als das entscheidende Kriteri-
um für die Entwicklung „der Frau“ zur sozialisti-
schen Persönlichkeit (Kommunique 1961) betrach-
tet (Bütow/Stecker 1994: 15). Ziel war es, die In-
tegration der Frauen in den Arbeitsprozess, die 
rechtliche Gleichstellung zwischen Frau und Mann 
sowie schließlich auch die politische Einbeziehung 
des weiblichen Geschlechts zu realisieren. Insbe-
sondere durch den rückständigen technologischen 
Standard, die Fluchtwelle bis 1961 und den Fach-
arbeitermangel wurden die Frauen als Arbeitskräfte 

zunehmend gebraucht und unverzichtbar (Hieblin-
ger 1967).  

In den sechziger Jahren entwickelte die Partei- und 
Staatsführung zahlreiche Initiativen wie die Maß-
nahmen zur Förderung der Frau mit dem Schwer-
punkt der Vorbereitung von Frauen für den Einsatz 
von  Leitungsfunktionen5 oder zur  Förderung der 
Frauenqualifizierung (Forderung des VI. Parteita-
ges der SED 1963) (Bütow/Stecker 1994: 22), wel-
che in der zweiten Phase der Frauenpolitik der DDR 
umgesetzt werden sollten. 

2.  Phase: Konzentration auf Weiterbildung und 
Qualifizierung der Frauen (1963-1972) 

Die zweite Etappe der DDR-Frauenpolitik, die Quali-
fizierungsoffensive, lässt sich den Jahren von 1963 
bis 1972 zuordnen. Ziel war nun, die umfassende 
berufliche Aus- und Weiterbildung von Mädchen 
und Frauen voranzutreiben. Dies führte dazu, dass 
die Frauenerwerbstätigkeit durch die Qualifizie-
rung der weiblichen Arbeitskräfte vom Status des 
Zuverdienstes zur Vollzeitberufstätigkeit aufgewer-
tet wurde. „Parallel dazu vollzog sich ein Bruch mit 
dem gesellschaftlichen, traditionellen Muster der 
bürgerlichen Hausfrau, deren Erwerbstätigkeit mit 
der Geburt eines Kindes für bestimmte Zeit abge-
brochen wird“ (Joost 2001: 24). Von nun an wurde 
auch in den Medien das Bild einer selbstbewussten, 
gut ausgebildeten erfolgreichen berufstätigen Frau 
propagiert und die erwerbstätige Frau mit Fachar-
beiterbrief oder Hochschulabschluss wurde zum 
Leitbild dieser Zeit6. Die mannigfaltigen Belastun-
gen des weiblichen Geschlechts, d.h. ihre Doppel- 
oder gar Dreifachbelastung, wurden jedoch nicht 
thematisiert und sogar vollkommen ausgeblendet 
(Bütow/Stecker 1994: 23). Um den per Gesetz von 
oben festgeschriebenen Grundsatz der Gleichheit 
der Geschlechter zu gewährleisten, erließ man  
eine Reihe entsprechender Festlegungen etwa im 
Familiengesetzbuch7 (1965) oder im Gesetz über 
das Einheitliche Sozialistische Bildungssystem 
(25.02.1964). Auch  Maßnahmen zur  Angleichung 
weiblicher und männlicher Qualifizierung für mitt-
lere leitende Funktionen8 (ebd: 24) wurden umge-
setzt. 

Durch die Integration der Frauen in den Arbeits-
prozess sowie mit der Festschreibung der gesetzli-
chen Grundlagen dafür, einschließlich der über 
Kindereinrichtungen, schien für die Parteiführung 
die Frauenfrage  gelöst zu sein  (Autorenkollektiv 
1978: 8f.)  
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3.  Phase: Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(1971-1989) 

Die dritte Phase der DDR-Frauenpolitik wurde 1971 
eingeleitet. Sie war durch zahlreiche Initiativen 
wie den Ausbau der institutionellen Kinderbetreu-
ung, die  Einführung des Babyjahres (1976) oder 
die Senkung der Wochenarbeitszeit für Mütter ge-
kennzeichnet und sollte die Koordination von Fa-
milie und Beruf verbessern (Joost 1998: 25f). Hin-
tergrund war, dass trotz aller Gleichstellungsbe-
kundungen und der paternalistisch durchgesetzten 
„Emanzipation von oben“9 Frauen die Hauptlast bei 
der Organisation von Familie und Beruf zu tragen 
hatten. Nichtdestotrotz blieb dieser Versuch, be-
rufliche, gesellschaftliche und häusliche Aufgaben 
miteinander zu verbinden, ein Problem der DDR-
Frauen (Hildebrandt 1993). Die Reduzierung der 
Frauenpolitik auf eine „Mutti-Politik“ in dieser Zeit 
führte darüber hinaus zu einer Vernachlässigung 
zahlreicher Themen, die mit dem Frauenleben eng 
verbunden waren. So wurde jedem feministischen 
Denkansatz eine scharfe Absage erteilt. Geistige 
Auseinandersetzungen mit anderen Ansätzen wa-
ren nicht gefragt (Bütow/Stecker 1994: 26). Den-
noch oder gerade deshalb waren die Geschlechter-
rollen und ihre Veränderung bis zum Ende der DDR 
in der Öffentlichkeit kein Thema.  

Entsprechend ist zu schlussfolgern, dass die eman-
zipatorischen Ansätze der DDR-Frauenpolitik der 
fünfziger Jahre bis zum Ende der DDR 1989 nicht 
ausgebaut wurden und daher die Frauenfrage nicht 
gelöst werden konnte. Die „Emanzipation von 
oben“  (Trappe 1997: 83) konnte sowohl die Tradi-
tion als auch die Belastung von Frauen nicht ver-
ändern, sondern verstärkte sie sogar. Selbst In-
strumente der Frauenpolitik wie z.B. Frauenaus-
schüsse in den Gewerkschaften, Frauenförderpläne 
oder Qualifizierungspläne, die in den Anfangsjah-
ren noch wirksam waren, verloren ihre Kraft oder 
wurden nahezu bedeutungslos. So war auch die 
Frauenorganisation, der 1946 gegründete Demo-
kratische Frauenbund Deutschlands (DFD), längst 
kein Ort mehr, an dem sich Frauen in nennenswer-
tem Umfang austauschen konnten und ihre Inte-
ressen vertreten sahen. Dies galt vor allem für die 
jüngeren Frauen, für die der DFD jede Anziehung 
verloren hatte. Sie standen besonders der „Mutti-
Politik“ der SED kritisch gegenüber. Diese Unzu-
friedenheit führte zum Entstehen von Frauengrup-
pen ab den achtziger Jahren, vor allem im kirchli-
chen Raum. Diese waren am feministischen Gedan-
kengut orientiert und gründeten in der Wendezeit 
im Dezember 1989 den Unabhängigen Frauenver-
band (ebd.: 29). 

 

2.2 Die politische Präsenz von Frauen in der DDR 

Frauen spielten in der Politiklandschaft nur eine 
sehr marginale Rolle und waren dort – wie auch in 
anderen „Männerdomänen“, etwa in der der Wis-
senschaft und Wirtschaft - in besonderem Maße 
unterpräsentiert. So lag z.B. der Frauenanteil in 
den Volksvertretungen auf allen Ebenen, vom Ge-
meinderat bis zur Volkskammer, zwischen 32 und 
44 Prozent (Schröder et al. 1998). In anderen mitt-
leren einflussreichen Politiksphären war das weib-
liche Geschlecht dagegen weniger unterpräsentiert 
als im mächtigen politischen Zentrum der DDR. 
Beispielsweise waren im Jahr 1988 30 Prozent der 
Bürgermeister in der DDR weiblich (ebenda). Dass 
Frauen dennoch auch auf der Kommunalebene 
nicht die gleichen Karrierechancen wie die männli-
che Konkurrenz besaßen, wird daran deutlich, dass 
sie in der Regel nur in kleineren und/oder mittle-
ren Gemeinden diese Position inne hatten. Letzt-
endlich gab es zum Ende der DDR in den zehn größ-
ten Städten nur eine Frau im Amt der Oberbürger-
meisterin, Brunhilde Hanke in Potsdam.  

Dass die Politik in der DDR ein Bereich war, der 
besonders „männlich“ geprägt war und ein „männ-
liches“ Geschäft blieb (Mocker/Sauer 1991), wird 
vor allem daran deutlich, dass in das wahre Zent-
rum der DDR-Macht, das Politikbüro der SED, nie-
mals eine Frau als Vollmitglied vordringen konnte. 
Schon aus diesem Grund kann festgestellt werden, 
dass die Politikbranche in der DDR eine Männerdo-
mäne war, zu der das weibliche Geschlecht nur 
bedingt Zugang hatte. Dies lässt sich auch am Bei-
spiel der Sekretariate des ZK der SED besonders gut 
veranschaulichen. Lediglich ein Sekretariat, das für 
Frauenprobleme zuständige Ressort, war mit einer 
Frau, Ingeburg Lange, besetzt. Dieses Faktum ver-
deutlicht, dass das Zentrum der DDR-Macht, unge-
achtet aller Gleichstellungsbeteuerungen, bis zum 
Ende der DDR nahezu hermetisch abgeriegelt war. 
Zu keinem Zeitpunkt wurde eine Frau in das engste 
Führungszentrum, das Politbüro, als stimmberech-
tigtes Mitglied aufgenommen. Zwar brachten es die 
für Frauenfragen zuständige Ingeburg Lange und 
die LPG-Vorsitzende Margarete Müller zu „Kandida-
tinnen“ des Politbüros, beide warteten jedoch 16 
bzw. 26 Jahre vergeblich, um in dieses „männli-
che“ Machtzentrum als Mitglied gewählt zu wer-
den. Und Margot Honecker, die Ministerin für 
Volksbildung, war 1989 die einzige Frau im 43-
köpfigen Ministerrat der DDR (ebd.). Mit Ausnahme 
von Hilde Benjamin, der berühmt-berüchtigten 
Justizministerin und Mitglied des Zentralkomitees 
der SED in den fünfziger und sechziger Jahren, von 
Margot Honecker, die ab 1963 das Volksbildungs-
ministerium führte, sowie von Ingeburg Lange als 
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Frauenbeauftragte im ZK der SED  gelang es  Frauen 
in der DDR, allenfalls bis zur mittleren politische 
Ebene vorzudringen. Demzufolge war die Politik in 
der DDR eine besonders stark „männlich“ domi-
nierte Arbeits- und Einflusssphäre, in der das weib-
liche Geschlecht im besonderen Maße unterpräsen-
tiert war. 

2.3 Berufsbiografische Voraussetzungen und 
Ressourcen ostdeutsch-sozialisierter Frauen 
in der Politik 

Die Frauen, die im Rahmen der Untersuchung „Ost-
deutsche Frauen in der Politik. Eine qualitative 
Untersuchung“ interviewt wurden, wurden in das 
institutionelle Ablaufmuster10 (Schütze 1982) des 
DDR-Herrschaftssystems hineingeboren. Sie profi-
tierten von den ab Mitte der sechziger Jahre einge-
leiteten beruflichen Qualifikationsmaßnahmen für 
junge Frauen, d.h. speziell von der zweiten Phase 
der DDR-Frauenpolitik11. Auffällig ist, dass Frauen, 
die die Hochschulreife erworben und eine akademi-
sche Ausbildung abschlossen, überrepräsentiert 
sind12. 

Die ostdeutschen Politikerinnen lassen sich in die-
sem Kontext folgenden Gruppen zuordnen: 

Einmal sind es ostdeutsche Abgeordnete wie Cor-
nelia Pieper (FDP) oder Dagmar Schipanski (CDU), 
die bis Anfang oder Mitte der sechziger Jahre in 
das Regime hineinsozialisiert wurden. Sie schlos-
sen noch zu DDR-Zeiten sowohl ihre schulische als 
auch ihre berufliche bzw. akademische Ausbildung 
ab und arbeiteten bereits erfolgreich in einem Be-
ruf.   

Demgegenüber schlossen Politikerinnen wie Kath-
rin Budde (SPD), die ab Mitte der sechziger Jahre 
bis Anfang der siebziger Jahre in die DDR-Diktatur 
hineingeboren wurden, vor dem politischen Um-
bruch 1989/1990 ihre schulische und auch akade-
mische Ausbildung ab und befanden sich gerade 
zur Wendezeit im Übergang vom Studium zum Be-
ruf 13.  

Eine weitere, wenn auch unterpräsentierte, Grup-
pe, die im Datenmaterial ebenfalls vorhanden ist, 
erwarb zu DDR-Zeiten keine Hochschulreife. Die 
Ursachen dafür sind unterschiedlich geprägt. Ein-
mal lagen sie in fehlenden schulischen Leistungen 
und der ungenügenden Förderung durch das El-
ternhaus. Diese Frauen absolvierten nach dem 
Abschluss der Polytechnischen Oberschule (POS) 
zunächst eine Lehre. Zum Teil merkten sie aber, 
dass dies nicht ihren beruflichen Vorstellungen 
und Wünschen entsprach, deshalb holten sie auf 
dem zweiten Bildungsweg häufig die Hochschulrei-
fe und das Studium nach. Weil bei diesen Frauen 

wie Heike Bremer (CDU) somit die Berufsbiografie 
mit Schwierigkeiten verbunden war, mussten sie 
Kampfgeist, Durchsetzungsvermögen und Geduld 
aufbringen, um ihre beruflichen Wünsche letztend-
lich doch realisieren zu können. Das förderte Ei-
genschaften und Fähigkeiten, die sich auch im 
zähen Konkurrenzkampf in der Politik nach der 
deutschen Wiedervereinigung durchaus als Vorteil 
erwiesen.14 Zum anderen sind unter den befragten 
Politikerinnen, wenn auch marginal,  Persönlich-
keiten auszumachen, die sich sowohl während der 
Schulzeit als auch später während der Erwerbstä-
tigkeit in keiner Weise mit dem DDR-Regime arran-
gieren konnten und wollten. Indem sie, häufig auf 
Grund ihrer kirchlichen Prägung, sehr kritisch zum 
DDR-Regime eingestellt waren, kam es zu Brüchen 
während ihrer beruflichen Ausbildung und Er-
werbstätigkeit, was sich im schlimmsten Fall in 
Arbeitslosigkeit widerspiegelte. Auch wenn sich 
diese Frauen daher in der Regel weitaus weniger 
umfassende berufsbiografische Ressourcen aneig-
nen konnten, die sich für die politische Arbeit als 
positiv erweisen, ergaben sich für diese Politike-
rinnen auf Grund ihrer oppositionellen Haltung 
zum DDR-Staat während des Epochenwechsels 
1989/1990 dennoch exzellente Chancen für eine 
Politikkarriere im wiedervereinten Deutschland.15 

Die Untersuchung zeigt, dass der Anteil der weibli-
chen Abgeordneten, die vor der Wende im Bil-
dungssektor, oft als Lehrerin wie z.B. Erdmuthe 
Henke, Kommunalpolitikerin der Linkspartei in 
Hettstedt, Sachsen-Anhalt, oder als Erzieherin  wie 
z.B. die von 2002-2006 im Landtag von Sachsen-
Anhalt für die FDP als Abgeordnete tätige Silke 
Seifert arbeiteten. Viele dieser Politikerinnen 
fühl(t)en sich auf Grund ihrer umfassenden berufs-
biografischen Ressourcen prädestiniert, nach dem 
Einzug in die Parlamente in einem Politikressort zu 
arbeiten, das sich mit Bildung, Jugend, Frauen und 
Familie beschäftigt. Weil darüber hinaus diese so-
genannten „weichen“ Ressorts, die dem klassisch 
„weiblichen“ Tätigkeitsprofil entsprechen, auch 
von der männlichen ostdeutschen Konkurrenz we-
niger begehrt und priorisiert wurden, war es gera-
de den Politikerinnen der ersten Stunde häufig 
möglich, nach dem Einzug in die Parlamente diese 
Ressorts ohne größere Widerstände 1990 zu über-
nehmen und sich dort zu etablieren.16 Ein, wenn 
auch geringer, Teil von Politikerinnen promovierte 
zu DDR-Zeiten im Bildungssektor. Prominente Bei-
spiele dafür sind die Bundestagsabgeordneten der 
Linken Dagmar Enkelmann und Rosemarie Hain.  

Eine andere große Gruppe der befragten Politike-
rinnen hat einen technischen bzw. naturwissen-
schaftlichen Beruf wie z.B. Ingenieurin oder Che-
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mikerin erlernt, meistens studiert, zum Teil auch 
promoviert. Ohne Zweifel hängt die große Zahl mit 
den ab Ende der sechziger, Anfang der siebziger 
Jahre eingeleiteten spezifischen Förderungsmaß-
nahmen für junge Frauen in technischen, naturwis-
senschaftlichen und wirtschaftlichen Berufen zu-
sammen, die wiederum durch den Mangel an männ-
lichen Arbeitern und Angestellten in diesen Berei-
chen bedingt waren17. Die Untersuchung zeigt, 
dass nach dem Zusammenbruch des DDR-Regimes 
einige dieser Frauen aus ihren erworbenen berufs-
biografischen Ressourcen im besonderen Maße 
schöpfen konnten. Gerade den Frauen, die als erste 
Politikerinnen in die Parlamente einzogen, war es 
noch ohne die sonst üblichen Ab- und Ausgren-
zungsmechanismen seitens der etablierten männli-
chen Konkurrenz möglich, sogenannte „männli-
che“ Ressorts und politische Aufgabenfelder wie 
Arbeit, Wirtschaft oder Finanzen zu übernehmen, 
da sich im Zuge der chaotischen Ausnahmesituati-
on die „männliche“ Prädominanz kurzzeitig aufge-
löst hatte. Katrin Budde, SPD, die ehemalige Wirt-
schaftsministerin von Sachsen-Anhalt und ausge-
bildete Diplomingenieurin ist ein prominentes 
Beispiel dafür. Auf Grund ihrer guten (akademi-
schen) Ausbildung und meist jahrelangen Berufs-
erfahrung, auch in sogenannten Männerdomänen, 
verfügten diese Frauen nicht nur über umfassende 
berufliche Erfahrungen und Kompetenzen, sondern 
auch über genügend Selbstbewusstsein und -
vertrauen, um nach dem Einzug in die Parlamente 
wie selbstverständlich ein „männliches“ Ressort zu 
übernehmen. Weil diese Frauen auch bereits um-
fängliche Erfahrungen in zwei-geschlechtlichen, 
meistens männerdominierten,  „Kollektiven“ hat-
ten, vermochten sie sich frühzeitig, im „männli-
chen“ Durchsetzungskampf zu üben; all dies sind 
Fähigkeiten, die im Kampf um zentrale Politikfelder 
und -positionen sehr wichtig sind.  

Als tendenzielle Gemeinsamkeit lässt sich bei den 
befragten Politikerinnen, die zu DDR-Zeiten ihre 
(akademische) Ausbildung abgeschlossen hatten, 
feststellen, dass die Berufstätigkeit ein zentraler 
Bestandteil ihrer „weiblichen“ Identität war und 
sie sich darüber stark definierten.  Dies zeigt, dass 
sie das Rollenbild der vollzeit-berufstätigen Frau in 
der DDR-Gesellschaft verinnerlicht hatten. Ihr Be-
ruf brachte ihnen Erfüllung, finanzielle Sicherheit 
und Unabhängigkeit. Wie sie in zahlreichen Berufs-
feldern unter Beweis stellen konnten, waren und 
sind sie auf Grund ihrer umfassenden erworbenen 
Kompetenzen und Erfahrungen mit Vollzeitberufs-
tätigkeit für die Abgeordnetentätigkeit in unter-
schiedlichen politischen Aufgabenfeldern und -
positionen geradezu prädestiniert. Gerade weil sie 
häufig in zwei-geschlechtlichen Arbeitsgruppen 

studiert und gearbeitet hatten, waren viele von 
ihnen frühzeitig in der Lage, ihre „von Haus aus“ 
erworbenen Fähigkeiten mit „männlich“ zugespro-
chenen Eigenschaften wie Durchsetzungsvermögen 
und Rationalität zu paaren. Kompetenzen, die auch 
nach dem Einzug ins Parlament von enormer Wich-
tigkeit sind.  In diesem Kontext soll auf den Psy-
choanalytiker und ehemaligen Berater von Willy 
Brandt Horst-Eberhardt Richter verwiesen werden, 
der in seiner 2006 erschienenen Studie über die 
„Krise der Männlichkeit“ zu der These gelangt, dass 
es Frauen vor allem durch ihre Flexibilität in der 
Übernahme nichtgeschlechtskonformer, d.h. 
„männlich“ konnotierter Eigenschaften immer 
häufiger gelingen würde, den Männern nicht nur 
ebenbürtig zu sein, sondern sie einzuholen und 
zum Teil zu überholen. In diesem Prozess sieht 
Richter nicht nur eine soziologische Umstrukturie-
rung im Geschlechterverhältnis, sondern zugleich 
auch kulturpsychologisch einen Umbruch.  Er be-
gründet seine These damit, dass bei „Männern zwar 
eine Identitätsverunsicherung, nicht aber eine 
kompensatorische Ausfüllung des Gefühlsanteils 
stattgefunden hat, der durch den Rollenwandel der 
Frauen in den Hintergrund getreten ist“ (Richter 
2006: 51). Allein daraus könne man eine Schwä-
chung der emotionalen Widerstandskraft ableiten, 
die vor einer Unterwerfung unter die Bedrohungs-
politik und die moderne Kreuzungsideologie schüt-
zen solle. Prominentes Beispiel für seine These ist 
Angela Merkel, die sich nicht nur im langjährigen 
CDU/CSU-Machtkampf zuerst im geduldigen Abwar-
ten übte, um im richtigen Moment ihre Machtan-
spruche offenzulegen. Darüber hinaus gelingt es 
ihr – nach weit verbreiteter Einschätzung – auch 
als Staatschefin bei Begegnungen mit den Mäch-
tigsten der Welt, wie aktuell in der EURO-Krise, 
durch ihr geduldige, vorausschauende Art und ihr 
Gespür, zum richtigen Zeitpunkt ihre Ziele konse-
quent und bestimmt auszusprechen, zu brillieren. 

Insofern scheinen viele ostdeutsche Politikerin-
nen, trotz 40-jähriger Demokratieferne und gerin-
ger Präsenz und Erfahrung von Frauen in der Politi-
klandschaft der DDR, auf Grund ihrer Fähigkeit,  
„weiblich“ und „männlich“ konnotierte Eigenschaf-
ten zu verbinden, bei dem stetigen Kampf um die 
zentralen Ressorts und Fähigkeiten konkurrenzfä-
hig zu sein18.   
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3. Einstiegsbedingungen und -voraussetzun-
gen ostdeutscher Frauen in der Politik 

3.1 Die Wendezeit - Karrierechance für ostdeut-
sche politische Aktivistinnen?  

Im Fokus der Untersuchung standen vor allem die 
Arbeits- und Lebenssituationen ostdeutscher Man-
datsträgerinnen. Kontextuell war von besonderem 
Interesse, die speziellen Prozesse der Gestaltung 
und der Veränderung der Geschlechterverhältnisse 
in der Politik vor dem Hintergrund der Lebensge-
schichten und Handlungssituationen der Politike-
rinnen in der (vornehmlich ostdeutschen) Politik 
zu erforschen. Dabei wurden vor allem gerade die 
Struktur- und Handlungsmuster, die sich für die 
Politikerinnen aus den neuen Bundesländern vor 
allem im Zuge des Zusammenbruchs des DDR-
Regimes ergaben, herausgearbeitet. Im Mittel-
punkt stand die erkenntnisleitende Frage, welchen 
Einfluss diese historische Ausnahmesituation auf 
die Gestaltungs- und Partizipationsmöglichkeiten 
und Karrierechancen von politisch interessierten 
Frauen in der ehemaligen DDR hatte.  Die narrati-
ven Interviews mit den Parlamentarierinnen ver-
deutlichen, dass vor allem in dem Untergang der 
DDR-Diktatur und in dem daraus folgenden gesell-
schaftlichen Umbruch die zentrale Bedingung da-
für zu sehen ist, dass die überwiegende Zahl der 
Frauen aus den neuen Bundesländern, die gegen-
wärtig als Abgeordnete tätigt sind19, den Weg in 
die Politik realisieren konnte. Der Zusammenbruch 
der DDR und die sich daraus ergebenden Transfor-
mations- und Demokratisierungsprozesse, die 
schließlich zur deutschen Wiedervereinigung am 3. 
Oktober 1990 führten, waren die entscheidende 
Voraussetzung, dass die interviewten Frauen heute 
Politikerinnen sind. Die narrationsanalytische 
Auswertung der Interviews bestätigt, dass zu DDR-
Zeiten keine der aktuellen Abgeordneten eine füh-
rende Rolle in der SED innehatte. Eine Tätigkeit als 
SED-Funktionärin wäre ein K.O.-Kriterium für eine 
Abgeordnetenlaufbahn im wiedervereinten 
Deutschland gewesen, denn eine enge Verbunden-
heit mit dem DDR-System, vor allem ein besonde-
res Engagement in der SED, hätte sich 1989/90 
negativ auf eine politische Karriere in der Politik 
ausgewirkt. Frauen, die zu DDR-Zeiten Mitglied in 
der SED waren, sind daher in meiner Untersuchung 
nur marginal vertreten. Sie sind bis auf wenige 
Ausnahmen, Linke-Politikerinnen. Der Epochen-
wechsel und die damit eingeleiteten Transformati-
onsprozesse in der ehemaligen DDR boten als tabu-
la-rasa-Situation kurzzeitig vergleichbare Startbe-
dingungen für beide Geschlechter in den  neuen 
Bundesländern. Indem sich während dieser Um-
bruchsituation die „männliche“ Vorherrschaft 

kurzzeitig auflöste, war es Frauen in der Regel oh-
ne größere Schwierigkeiten möglich, in der Politik 
Fuß zu fassen, sei es als ehrenamtliche Abgeordne-
te, sei es als Berufspolitikerin, und es gelang ihnen 
die sonst sehr gut  funktionierenden Ab- und Aus-
grenzungsmechanismen seitens des männlichen 
Geschlechts zu überwinden. Darüber hinaus besa-
ßen die Parlamentarierinnen der Stunde Null die 
einmalige Chance, wenn sie zum richtigen Zeit-
punkt ihren Machtanspruch anmeldeten und mit 
ihren berufsbiografischen Ressourcen über die 
nötigen Kompetenzen für einen  politischen Auf-
gabenbereich verfügten, nicht nur eine Karriere 
über das sogenannte „Frauenticket“ einzuschlagen 
und  Ressorts wie Familie, Soziales oder Gesundheit 
zu übernehmen, die dem klassischen „weiblichen“ 
Tätigkeitsprofil entsprechen, vielmehr war es ei-
nem Teil dieser Frauen wie noch nie zuvor möglich, 
ohne größere Barrieren und Hindernisse „männli-
che“ Ressorts wie Wirtschaft oder Finanzen zu  
übernehmen und den Grundstein für ihren Aufstieg 
zur Spitzenpolitikerin zu legen.  

Die überwiegende Zahl der ostdeutschen Politike-
rinnen, die ich im Rahmen meiner Untersuchung 
interviewt habe, legte den Grundstein für ihre Poli-
tikkarriere in der frühen Wendezeit. Zunächst 
dachten sie in ihrem politischen Engagement noch 
nicht an eine Karriere als Berufspolitikerin. Viel-
mehr waren für sie die Proteste erstmals die Gele-
genheit, ihre Kritik am DDR-Regime offen kund zu 
tun und einen Beitrag zu leisten, die Gesellschaft 
nach ihren eigenen Wünschen und Vorstellungen 
aktiv mit zu verändern.  Da sie häufig die vom DDR-
Staat propagierten politischen Leitlinien und die 
marxistisch-leninistische Ideologe nicht verinner-
licht hatten, beteiligten sie sich an den Friedens-
gebeten, Montagsdemonstrationen und Protesten, 
um ihrer politischen Unzufriedenheit Ausdruck zu 
verleihen. Eine Vielzahl der Frauen, die als politi-
sche Aktivistinnen der ersten Stunde zu klassifizie-
ren sind, schloss sich jedoch bereits frühzeitig in 
der Wendezeit einer Partei an.  

Die Rekonstruktion der Interviews zeigt, dass drei 
Motivationen20 bei der persönlichen Entscheidung 
für ein Engagement in einer Partei als zentrale 
Bedingungen auszumachen sind: 
Die überwiegende Zahl der Frauen, die sich in der 
Wendezeit politisch engagierten, ist religiös ge-
bunden und zählte somit zur Minderheit in der 
überwiegend atheistisch geprägten DDR-Bevöl-
kerung. Zweifelsfrei weist die christliche Sozialisa-
tion auf eine gewisse ablehnende Haltung gegen-
über der DDR bzw. auf eine mögliche Distanz zu 
ihren soziokulturellen, politischen und nicht zu-
letzt ideologischen Regeln und Normen hin. Dem-
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zufolge begannen sich Frauen wie die Bundestags-
abgeordneten Cornelia Behm (Bündnis 90/Die 
Grünen) oder Waltraud Wolff (SPD) in der Regel 
unter dem Schutz - zumeist der evangelischen - 
Kirche zusammen mit Gleichgesinnten politisch zu 
engagieren21. Auf Grund ihrer unbelasteten Le-
bensläufe waren diese Frauen in den sich neu for-
mierenden bzw. neu gegründeten Parteien reizvol-
le Aspirantinnen für eine mögliche politische Kar-
riere im vereinten Deutschland. 

Eine zweite Gruppe der Aktivistinnen der ersten 
Stunde engagierte sich politisch in der Wendezeit, 
weil sie mit dem DDR-System generell unzufrieden 
war und sich nach Demokratie und vor allem Mei-
nungsfreiheit sehnte. Ihre Wahl für ein Engage-
ment in einer Partei hing vorwiegend von den ent-
sprechenden Parteiprogrammen und der möglichen 
Identifikation mit ihr ab. 

Eine dritte Gruppe der politischen Aktivistinnen der 
ersten Stunde schloss sich einer Partei auf Grund 
familiärer Verflechtungen an. Ihre Familie, d.h. 
Eltern, Großeltern usw., hatte bereits eine starke 
Neigung oder gar Bindung zu dieser Partei. Mitun-
ter war bereits ein Familienmitglied vor 1933 in der 
entsprechenden Partei organisiert, wie z.B. im Fall 
der ehemalige Landtagsabgeordneten der Linken, 
Gudrun Tiedge, deren Großvater schon für die KPD 
in der Weimarer Republik als Abgeordneter tätig 
war. In anderen Fällen bewunderte ein naher Ver-
wandter schon lange eine Politikerpersönlichkeit 
aus den alten Bundesländern22. 
 
3.2 Parteienengagement nach der Wiederverei-

nigung 
Ostdeutsche Politikerinnen, die zu DDR-Zeiten kei-
ner Partei angehörten, aber - wie aufgezeigt - häu-
fig religiös gebunden waren und sich frühzeitig in 
der Zeit des Epochenwechsel politisch engagierten 
und in eine Partei eintraten, bilden die größte 
Gruppe unter den interviewten Frauen. Politische 
Aktivistinnen wie Kathrin Budde (SPD) hatten auf 
Grund ihrer Vita in allen Parteien hervorragende  
Möglichkeiten auf eine Karriere als Politikerin im 
wiedervereinten Deutschland.  

Als zweite Gruppe sind die ostdeutschen Politike-
rinnen der ersten Stunde zu klassifizieren, die zu 
DDR-Zeiten Mitglied einer Blockpartei waren; dies 
gilt beispielsweise für Cornelia Pieper, damals 
LDPD, heute FDP oder für die ehemalige Landrätin 
des Landkreises Aschersleben, Sachsen-Anhalt, 
und heutige Bundestagabgeordnete der CDU, Hei-
ke Brehmer. Die Blockparteien wurden in der Wen-
dezeit einer analogen Westpartei angegliedert. Die 
Frauen blieben ihrer Partei „treu“ und machten 
schließlich als Abgeordnete Karriere. In der Regel 

übten sie keine Funktion in den Blockparteien zu 
DDR-Zeiten aus und beschränkten sich auf eine 
passive Mitgliedschaft. Ihr Entschluss, Mitglied 
einer Blockpartei zu werden, war unterschiedlich 
motiviert. Einmal führten die Frauen die familiäre 
Tradition fort, wenn Eltern und/oder Großeltern 
bereits Mitglieder dieser Partei waren und sich z.B. 
als Bauern in der DBD organisiert hatten. Die spä-
teren Politikerinnen hatten häufig nicht hundert-
prozentig die propagierten Leitlinien und Ideolo-
gie verinnerlicht und standen dem DDR-Staat zum 
Teil kritisch gegenüber. Daher sahen sie die Block-
partei oft auch als Schutzraum, um Werbeversu-
chen der SED zu entgehen. Diese Frauen hatten 
ebenfalls sehr gute Chancen für eine politische 
Karriere und die Möglichkeit, einen der vorderen 
Listenplätze bei den ersten freien, demokratischen 
Wahlen zu erlangen. 

Eine weitere Gruppe von Frauen war zu DDR-Zeiten 
Mitglied in der SED und engagierte sich in der 
Wendezeit in der neu formierten PDS, der heutigen 
Die Linke. Da sie keine Funktionärinnen waren, war 
es ihnen möglich, in der gesellschaftlichen Um-
bruchphase und im Zuge des Demokratisierungs-
prozesses Karriere zu machen. Die PDS benötigte, 
um sich von dem „alten“ und „belasteten“ Image 
der Altherrenriege der SED zu befreien, unbelaste-
te politische AktivistInnen, die nicht zu eng mit der 
SED-Diktatur verflochten waren. Auf Grund dessen 
hatten auch junge Frauen, wenn sie der neufor-
mierten Partei treu blieben und sich in der frühen 
Wendezeit in der PDS engagierten, sehr gute Aus-
sichten auf einen Sitz in den Parlamenten23.  Pro-
minentes Beispiel ist  Dagmar Enkelmann, die seit 
2005 Parlamentarische Geschäftsführerin der Lin-
ken-Fraktion im   Deutschen Bundestag ist.  

Diese Gruppen haben gemein, dass sie im Mann-
heim‘schen Sinne nicht nur eine gemeinsame Ge-
nerationslagerung aufweisen, d.h. dass sie „im 
selben historisch-sozialen Raume – in derselben 
historischen Lebensgemeinschaft“ (Mannheim 
1980: 542f.) geboren wurden. Indem sie durch ihre 
gemeinsamen Erfahrungen und Erlebnisse in der 
Wendezeit eine Art Schicksalsgemeinschaft dar-
stellten und somit „an den geistigen Strömungen 
der Zeit“ teilhatten (ebenda), bildeten sie eben-
falls einen „Generationszusammenhang“.24 

Eine andere Gruppe von Politikerinnen war zu DDR-
Zeiten ebenfalls Mitglied in der SED, ist heute aber 
nicht für Die Linke, sondern für eine andere politi-
sche Partei als Abgeordnete tätig. Diese Frauen, 
die in der Studie jedoch unterpräsentiert sind, 
konnten in der gesellschaftlichen Umbruchphase 
noch nicht den Grundstein für ihre Politiklaufbahn 
legen. Demzufolge gestaltete sich ihr Ein- und 
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Aufstieg in die Politik häufig weitaus schwieriger 
als bei den vorherigen Gruppierungen, da in der 
folgenden Zeit die „männliche“ Prädominanz be-
reits wieder bestens funktionierte. In der Regel 
entwickelten die Frauen erst Jahre nach der deut-
schen Wiedervereinigung, z.B. über den Beruf, eine 
Affinität zu einer Partei. Beispielsweise begannen 
sie, wie die amtierende Bürgermeisterin von Bran-
denburg, Dietlind Tiemann (CDU), ihr Politikenga-
gement über den der CDU nahestehenden Wirt-
schaftsverband. In anderen Fällen engagierten sie 
sich über die Gewerkschaft in der SPD25.   

Einer weiteren Gruppe von Politikerinnen, die 
ebenfalls ihre Mandate durch eine, zum Teil harte, 
sogenannte „Ochsentour“ erkämpfen mussten, war 
es auf Grund ihrer  „Generationslagerung“ (Mann-
heim 1963: 542) nicht möglich, wie die Frauen der 
„ersten“ Generation ostdeutscher Politikerinnen 
von den einmaligen Gestaltungs- und Handlungs-
möglichkeiten zu profitieren, weil sie zur Wende-
zeit noch im Kindes- oder Jugendalter waren. Die 
Politikerinnen Monika Lazar (Bündnis 90/Die Grü-
nen) ist ein Beispiel dafür. Abweichend von den 
Vertreterinnen der anderen Gruppen waren diese 
jungen Frauen auf Grund ihres Alters nicht ge-
zwungen, sich mit ihrer eigenen politischen DDR-
Vergangenheit auseinanderzusetzen. Daher ist bei 
dieser Gruppe von  Frauen, die in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten immer größer werden 
wird, davon auszugehen, dass sich ihre Zugangs- 
und Aufstiegsbedingungen ähnlich denen der in 
den alten Bundesländern aufgewachsenen Frauen 
gestalten werden, d.h. mit dem Engagement in 
einer Jungorganisation einer Partei  und einem 
Durchlaufen der  parteitypischen „Ochsentour“.  

3.3  Zugangs- und Aufstiegsbedingungen 
ostdeutscher Frauen in die/der Politik  

3.2.1   Die Mentorenschaft 

Ein „männlicher“ Zugangsweg, um sich gegen die 
männliche, aber auch gegen die weibliche Konkur-
renz im Politikgeschäft durchzusetzen, ist die so-
genannte „Mentorenschaft“ durch einen einfluss-
reichen männlichen Politiker. Kontextuell war und 
ist ostdeutschen Top-Politikerinnen bewusst, dass 
sie den Sprung an die politische Spitze und die 
Überwindung der nach wie vor bestehenden andro-
zentristischen Strukturen vor allem durch die Un-
terstützung einer männlichen mächtigen Politiker-
persönlichkeit schaffen können. Indem ein ein-
flussreicher männlicher Politiker die politische 
Karriere seines Zöglings tatkräftig und gezielt för-
derte, war es einer solchen Nachwuchspolitikerin 
möglich, die androzentristischen Strukturen unter 
dem Schutz ihres Mentors zu überwinden, ohne die 

zahlreichen, sonst bestens funktionierenden, 
„männlichen“ Abwehrmechanismen zu spüren zu 
bekommen. In diesem Kontext lassen sich bei der 
Mentorenschaft zwei unterschiedliche Arten aus-
machen: 

Zum einen gibt es die politischen Aktivistinnen, die 
von Beginn ihrer Politiklaufbahn an von männli-
chen Politikerpersönlichkeiten gezielt gefördert 
wurden. Gerade ostdeutsche Aspirantinnen, die 
sich in den ersten Stunden des gesellschaftlichen 
Umbruchs politisch engagierten und die bereit 
waren, gesellschaftliche Verantwortung zu über-
nehmen, gelangten in die Obhut eines Mentors. 
Förderer der politischen Karrieren von Ostparla-
mentarierinnen waren oft männliche Top-Politiker 
aus den alten Bundesländern mit viel Macht und 
Einfluss wie Parteivorsitzende, (ehemalige) Bun-
desminister, Ministerpräsidenten oder gar der 
(damalige) Bundeskanzler. Durch die Unterstüt-
zung und Macht ihres Förderers waren diese politi-
sche Aktivistinnen von Beginn an stark begünstigt 
gegenüber ihren KontrahentInnen, die sich ihren 
Weg in die Politik selbst erkämpfen mussten. Pro-
minente Beispiel-Paare sind Hans-Dietrich-Gen-
scher und Cornelia Pieper, Joachim Vogel und Dag-
mar Schipanski und nicht zuletzt Helmut Kohl und 
Angela Merkel.  

Eine zweite Gruppe der ostdeutschen Politikerin-
nen, die ebenfalls den Sprung in die Politik reali-
sieren konnten, erfuhr keine derartige Unterstüt-
zung zu Beginn ihrer Karriere. Diese Frauen muss-
ten sich auf ihrem Weg in das Parlament und / oder 
in ein zentrales politisches Amt anfangs allein 
durchsetzen. Wie die Rekonstruktion und die damit 
einhergehenden Erinnerungen der Politikerinnen 
offenbaren, zeichneten sich diese politischen Aspi-
rantinnen aber durch hervorragende Arbeit, z.B. in 
einem „männlich“ konnotierten Politikfeld wie 
Wirtschaft, Arbeit oder Finanzen aus. Dadurch ge-
rieten sie allmählich in den Blick mächtiger Politi-
ker. Indem die entsprechende Abgeordnete be-
wies, dass sie in der Lage ist, die an sie gestellte 
Rollenerwartung optimal auszuüben, unterstützte 
der Politiker sie schließlich bei ihren politischen 
Intentionen wie etwa im Kampf um ein einflussrei-
ches Amt. Ein Beispiel dafür ist die ehemalige Wirt-
schaftsministerin und heutige SPD-Vorsitzende von 
Sachsen-Anhalt, Katrin Budde. Sie war bereits 
1990 im Landtag von Sachsen-Anhalt im Politikres-
sort Wirtschaft tätig, leistete sehr gute Arbeit und 
konnte  schließlich unter Obhut und mit der Unter-
stützung des damaligen Ministerpräsidenten von 
Sachsen-Anhalt, Reinhardt Höppner, zur ersten 
und bisher einzigen ostdeutschen Wirtschaftsmi-
nisterin  aufsteigen.  
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3.3.2 Das „Frauenticket“ 

Eine weitere Gruppe ostdeutscher politischer Akti-
vistinnen schaffte den Aufstieg in die politische A-
Liga durch das mehr oder weniger „obligatorische 
Frauenticket“. Häufig mussten sie sich am Anfang 
ihrer Karriere in einem klassischen Politikressort 
oder in entsprechenden helfenden Zuarbeiten für 
die männliche Politikprominenz bewähren, d.h. sie 
mussten ihre Tüchtigkeit und ihr Talent im engen 
Rahmen nur sehr begrenzter Kommunikations- und 
Handlungskompetenzen beweisen. Durch ein 
plötzlich auftretendes politisches Machtvakuum 
und das Fehlen einer fähigen männlichen zentralen 
Politikerpersönlichkeit wurden sie, da sie sich be-
reits im Umkreis eines mächtigen männlichen Ab-
geordneten „bewährt“ hatten,  für ein herausra-
gendes Amt berücksichtigt. Auch die ostdeutsche 
Politikprominenz konnte so anfangs  vom Frauenti-
cket profitieren.  So war Angela Merkel zunächst, 
von 1991 bis 1994, Bundesministerin für Familie 
und Jugend, und Cornelia Pieper beschäftigte sich 
als Landtagsabgeordnete im Landtag Sachsen-
Anhalts zum Anfang vorwiegend mit Familien- und 
Sozialpolitik. Das gilt ebenso für das jüngste pro-
minente Beispiel, Christine Lieberknecht (CDU), 
die zur ersten Ministerpräsidentin in den neuen 
Bundesländern gewählt wurde, die sich zunächst 
als Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit 
einen positiven Ruf erarbeitete. Erst nach dem 
Skiunfall des damaligen Ministerpräsidenten Dieter 
Althaus  am 1.1. 2009, wobei eine vierfache Mutter 
tödlich verletzt wurde und in dessen Folge Althaus 
nicht mehr zu halten war, wurde sie zur ersten  
ostdeutschen Ministerpräsidentin gewählt. Zu die-
sem Zeitpunkt mangelte es an fähigen männlichen 
Kandidaten in ihrer Partei. 

Die Darstellung der Aufstiegskarrieren der Politike-
rinnen verdeutlicht, dass sich oftmals das politi-
sche Handeln, die Energien und die Kompetenzen 
der Parlamentarierinnen erst durch eine Vermi-
schung von „Patronats- und Machtvakuumsbedin-
gungen“ entfalten konnten. Die Rekonstruktion 
der Erinnerungen der befragten ostdeutschen Poli-
tikerinnen zeigt, dass die Gestaltung der speziellen  
politischen „Zugangswege und Profilentfaltun-
gen“, die sich in spezifischen „weiblichen“ und 
„männlichen“ Politikstilen oder auch in deren Ver-
mischung niederschlagen, oft von politischen Vor-
bildern geprägt ist. Tendenziell sind vor allem Par-
lamentarierinnen, die bereits frühzeitig im Laufe 
ihres Sozialisationsprozesses und/oder ihrer Poli-
tikkarrieren von einem männlichen Vorbild unter-
wiesen wurden, auch häufig in ihrem Orientie-
rungs- und Präsentationsprofil von ihnen auch 
heute noch geprägt.   

4. Karrieren ostdeutscher Frauen im vereinten 
Deutschland 

4.1 Ein Vorab  

Trotz der weiblichen Erfolge in der Wendezeit, die 
als tabula-rasa-Situation zunächst und kurzzeitig 
für beide Geschlechter ähnliche Startbedingungen 
bot, um nach westdeutschem demokratischem Vor-
bild eine Politikszene aufzubauen, zeichnet sich 
das demokratische System und die Parteilandschaft 
im vereinten Deutschland durch eine quantitative 
und qualitative Unterpräsenz von Frauen aus.  Dies 
verwundert auf den ersten Blick,  begann doch am 
22. November 2005, an dem Tag, als Angela Merkel 
(CDU) zur ersten Bundeskanzlerin Deutschlands 
gewählt wurde, ein neues Kapitel in der Geschichte 
der Bundesrepublik. Ihre und andere Ausnahme-
karrieren von Politikerinnen aus den neuen und 
alten Bundesländern zeigen, dass es für das weibli-
che Geschlecht heute prinzipiell möglich ist, die 
mächtigsten und einflussreichsten politischen 
Ämter zu erobern. Die Brisanz und Ambivalenz, die 
die Wahl Merkels mit sich brachte, zeigt sich  z.B. 
daran, dass sogar die Gesellschaft für Sprache 
„Bundeskanzlerin“ zum Wort des Jahres 2005 kürte 
und ihre Entscheidung damit begründete, dass vor 
wenigen Jahren eine Frau an der Regierungsspitze 
klassisch als „Bundeskanzler“ tituliert worden 
wäre. Dass „Bundeskanzlerin“ sogar „Gammel-
fleisch“ abgehängt hatte, schien beispielsweise 
auch der Süddeutschen Zeitung einen amüsanten 
Beitrag und eine Überschrift wert zu sein (Holtz-
Bacha 2007: 80: „Bundeskanzlerin vor Gammel-
fleisch“). Die Frauen haben tendenziell in der bun-
desdeutschen Demokratie jedoch „weniger politi-
sche Stimme“ als Männer (Sauer/Wöhl 2011: 1). 
Demzufolge ist Birgit Sauer und Stefanie Wöhl zu-
zustimmen, wenn sie sagen: „Die Bundesrepublik 
ist noch immer eher als ‘Androkratie‘, also als 
‚Männerherrschaft‘26, denn als ‚Demokratie‘, also 
als ‚Volksherrschaft‘, zu bezeichnen (ebenda: 2). 
Dies zeigt die ambivalente Situation, in der  sich 
Politikerinnen aus Ost und West zu Beginn des 
neuen Jahrtausends befinden. Gerade weil die 
Politikbranche in ihrem gesamten Wirken, in ihrem 
Verfahren und ihren Regeln durch die „männliche“ 
Tradition geprägt ist, wird verständlich, dass die 
Politik in der öffentlichen Wahrnehmung zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts noch immer als „Männerdo-
mäne“ definiert und wahrgenommen wird. In ihr 
sind einerseits alle durch die Sozialisation erwor-
benen klassischen, den Männern zugeschriebenen 
Eigenschaften wie Machtstreben oder Durchset-
zungsfähigkeit gefragt. Darüber hinaus werden 
männliche Kinder und Jugendliche in ihrer Pri-
märsozialisation auch heute noch stärker als weib-
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liche auf die Eroberung von Macht- und Einflusspo-
sitionen ausgerichtet. Darüber hinaus erwartet 
auch die Öffentlichkeit noch immer eher eine 
„männliche“ Profilausrichtung der Politikerrolle, 
gerade in „männlich“ konnotierten Politikfeldern 
und -ämtern. So fördern die Medien ebenfalls gern 
das Bild von Politikerinnen als „integrierte Außen-
seiterin“ und bedienen dieses (Holland-Cunz 2005: 
139). Nicht zufällig musste sich auch Angela Mer-
kel nach der Kanzlerfrage innerhalb der CDU/CSU 
für die Wahl 2002, die zugunsten von Edmund Sto-
iber ausging, im Spiegel vom 29.12.2001 die Frage 
gefallen lassen: Ist die Gesellschaft bereit für eine 
Kanzlerin? (Hoecker 2007: 7). Und auch die Frank-
furter Allgemeine stellte drei Tage nach dem le-
gendären Frühstück  in Wolfratshausen fest: „Frau 
Merkels Desaster ist nicht zuletzt ein PR-Problem, 
und das scheint ganz ursächlich damit zusammen-
zuhängen, dass sie eben eine Frau ist und von den 
Medien mit Erwartungen konfrontiert wird, die an 
Männer in vergleichbaren Positionen nicht gestellt 
werden. Stichwort: Frisur“ (Brauck 2001: 56). In 
der Medienwelt scheint sich jedoch die Stimmung 
im  Hinblick auf solche Äußerlichkeiten zu wan-
deln, wenn sich Politikerinnen in einem mächtigen 
Amt bewährt haben. So wurden nach der Wahl An-
gela Merkels zur Kanzlerin Schweißflecke auf ihrem 
Kleid bei den Richard-Wagner-Festspielen 2006 auf 
den Bildern retuschiert. Dass Merkel mittlerweile 
von den Medien nicht nur toleriert, sondern auch 
akzeptiert wird, zeigt sich z.B. daran, dass Medien-
vertreter nach Merkels Auftreten als EU-Ratspräsi-
dentin im Anschluss an den G-8-Gipfel 2008 beein-
druckt waren. Ihre Auseinandersetzungen mit Pu-
tin und Bush - den einen forderte sie auf, der Op-
position mehr Rechte zu gewähren, den anderen 
zwang sie mit sanftem Druck zu einem, wenn auch 

bescheidenen Einlenken beim Klimaschutz - hätten 
ihr ein Jahr zuvor die Medienvertreter wohl nicht 
zugetraut. Die Medien feierten sie nach dem Gipfel 
in Heiligendamm als „Miss-World (Bild)“ bis zur 
„Königin der Welt für die Tage“ (Die Welt), von „Auf 
dem Gipfel der Macht“ bis zur „Gipfelmutter. Das 
Bild einer strahlenden Angela Merkel im großen 
Strandkorb zwischen George W. Bush und Wladimir 
Putin, beide artig lächelnd, machte die Runde in 
der Weltpresse. Wer erinnert sich da noch an bösar-
tige Karikaturen im deutschen Satireblatt Titanic, 
das im Jahr 2005 ein besonders unvorteilhaftes 
Merkel-Foto mit dem Titel „Darf so was Kanzler 
werden?“ auf das Cover setzte (Brandstaller 2007: 
102).  

Daher überrascht es nicht, dass es Männern in der 
Politikbranche noch immer leichter gemacht wird, 
ihrer traditionellen „männlichen“ Geschlechtsiden-
tität (Goffman 1994: 111) gerecht zu werden.  

4.2 Die quantitative Unterrepräsentanz von 
ostdeutschen Politikerinnen in den Parla-
menten  

Ungeachtet aller Gleichstellungsbestrebungen27 
von Parteien wie Bündnis 90/Die Grünen oder Die 
Linke, die ein progressives Frauenbild proklamie-
ren, gibt es gegenwärtig keine egalitäre Verteilung 
zentraler Positionen nach Geschlecht. Indem Frau-
en wie Angela Merkel, Claudia Roth, Christine Lie-
berknecht oder Hannelore Kraft bisher nur Aus-
nahmen an der Spitze deutscher Politik darstellen, 
ist davon auszugehen, dass sich in der Politikbran-
che der verfassungsrechtliche Grundsatz der 
Gleichberechtigung (Artikel 3, Absatz 2 des Grund-
gesetzes) noch längst nicht durchgesetzt hat.  Die 
Zahlen sprechen hierbei für sich: 

Tabelle 1: Frauenanteil in den Landtagen der neuen Bundesländer28 
  
Bundesland  Anzahl der 

Abgeordneten 
Anzahl der 
Männer 

Prozent  Anzahl der 
Frauen  

Prozent  

Mecklenburg- 
Vorpommern  

       65     49   75,38     16   28,2  

Brandenburg        88     53   60,23     35   39,77 
Sachsen-
Anhalt 

     105     72   68,57     33   31,43 

Sachsen      132     93   70,45     39   29,55 
Thüringen        88     55   62,50     33   37,50 
Gesamt      478   322   67,36   156   32,64 
      
Quelle: Stefan Lindmann, s.u. 

(www.ndr.de/regional /mecklenburg-vorpommern/fuehrungsfrauen 101html /Landeszentrale für politi-
sche Bildung Baden Württemberg, http:www.Ipb-bw.de/frauenanteil laenderparlamenten.html 29)  

http://www.ndr.de/regional%20/mecklenburg-vorpommern/fuehrungsfrauen%20101html%20/
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Zwischen den einzelnen Parteien sind somit große 
Differenzen erkennbar. Auffällig ist, dass Parla-
mentarierinnen aus den neuen Bundesländern in 
Parteien mit einer anspruchsvollen freiwilligen  
„Frauenquote“ wie Bündnis 90 /Die Grünen und Die 
Linke (50 Prozent) weitaus weniger oder zum Teil 
gar nicht auf den ersten Blick, quantitativ, unter-
repräsentiert sind. Kontrastierend zu Parteien mit 
geringerer Selbstverpflichtung auf eine Frauenquo-
te wie der CDU („Quorum“ von 30 Prozent mit Aus-
nahmemöglichkeiten) oder gar keiner Quotie-

rungsregelung30 wie der FDP, gelingt es den ambi-
tionierteren Parteien tatsächlich, der Unterreprä-
sentanz durch Gleichstellungsbestrebungen wie 
Frauenlisten und konkrete numerische Vorgaben 
positiv entgegenzuwirken.   
Dieser Eindruck wird bei der Auflistung der fünf 
Landtage aus den neuen Bundesländern bestätigt.  
 

 

 

Tabelle 2: Frauenanteil im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern31:  

 

Fraktion Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

CDU       22     19   86,36      3   13,64 

SPD       23     17   73,91      6   26,09 

Die Linke        13      7   53,85      6   46,15 

FDP        7      6   85,71      1   14,29 

Gesamt       65    49   75,38    16   24,62 

         Quelle: www.landtag-mv.de 

 

Tabelle 3: Frauenanteil im Landtag von Brandenburg32:  

 

Fraktion Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

      

CDU       19       12     63,16         7     36,84 

SPD       31       21     67,74       10     32,26 

Die Linke        25       12     48,00       13     52,00 

FDP        7        5     71,43         2     28,57 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

       5        2     40,00         3     60,00 

fraktionslos        1        1   100,00         -         - 

Gesamt      88      53     60,23       35     39,77 

      

Quelle: www.landtag.brandenburg.de 

 

 

 

http://www.landtag.brandenburg.de/
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Tabelle 4:  Frauenanteil im Landtag von Sachsen-Anhalt  

Fraktion Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

CDU       41       35    85,37        6   14.63 

SPD       26      17    65,38        9   34,62 

Die Linke       29      16    55,17      13   44,83 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

        9        4    44,44        5   55,56 

Gesamt     105      72    68,57      33   31,43 

Quelle: www.landtag.sachsen-anhalt.de 

 

Tabelle 5: Frauenanteil im Landtag von Sachsen 33  

Fraktion Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

CDU        58       48    82,76       10    17,24 

SPD        14         8    57,14         6    42,86 

Die Linke         29       14    48,28       15    51,72 

FDP        14       12    85,71         2    14,29 

Bündnis 90 / 
Die Grünen 

         9         4    44,44         5    55,56 

NPD          8         7    87,50         1    12,50 

Gesamt      132       93    70,45       39    29,55 

       Quelle: www.landtag.sachsen.de 

 

Tabelle 6: Frauenanteil im Landtag von Thüringen 

Fraktion Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

CDU       30       22    77,33        8   26,67 

SPD       18       12    66,67        6   33,33 

Die Linke        27       12    44,44      15   55,56 

FDP        7         6    85,71        1   14,29 

Bündnis 90 / 
Die Grünen 

       6         3    50,00        3   50,00 

Gesamt       88       55    62,50      33   37,50 

       Quelle: www.landtag.thueringen.de 

 

Bei Bündnis 90/Die Grünen kann von Geschlech-
terparität und formeller Gleichberechtigung ge-
sprochen werden, weil die Geschlechter mit etwa 
50 Prozent oder mehr zugunsten der Frauen vertre-
ten sind. Der Frauenanteil in der Partei Die Linke 

bewegt sich nur knapp darunter und liegt  zwischen 
40 bis 55,56 Prozent. Aus diesem Grund lässt sich 
resümieren, dass bei den Linken die Geschlechter 
in den Parlamenten etwa gleich stark verteilt sind. 
Kontrastierend dazu ist der weibliche Anteil bei 
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den Abgeordneten der SPD, die eine Frauenquote 
von 40 Prozent festgelegt hat, geringer und be-
wegt sich zwischen 26,09 bis 42,86 Prozent in den 
Landesparlamenten der neuen Bundesländer. In 
der CDU sind die Frauen in den ostdeutschen Land-
tagen noch stärker quantitativ unterpräsentiert, 
denn ihr Anteil pendelt sich bei 13,64 bis 36,84 
Prozent ein. Dass die Männer in der Politik über-
präsentiert sind, wird aber besonders deutlich bei 
der FDP, wo der Frauenanteil zwischen 14,29 und 
28,58 Prozent liegt.  

Die Zahlen zeigen, dass ostdeutsche Politikerin-
nen, trotz der Ausnahmesituation 1989/1990, die 
viele von ihnen nutzen konnten, um in die Parla-
mente einzuziehen, dennoch gegenüber dem 
männlichen Geschlecht das Nachsehen haben. Die 
Zahlen beweisen, dass ostdeutsche Politikerinnen 
in den Landesparlamenten unterrepräsentiert sind. 
Bereits bei dieser ersten Betrachtung ist erkenn-
bar, dass man noch längst nicht von einer Gleich-
berechtigung im wiedervereinten Deutschland 
sprechen kann. 

4.3 Qualitative Unterpräsenz von ostdeutschen 
Frauen in den Parlamenten  

Dass ostdeutsche Parlamentarierinnen insbesonde-
re  bei der Verteilung der wichtigsten politischen 
Ämter immer noch weniger Berücksichtigung fin-
den, zeigt, dass ihre Handlungsmöglichkeiten in 
der Politik, trotz der einmaligen Handlungsmög-
lichkeiten und Karrierechancen im Zuge der Wende 
sehr begrenzt sind und nur ein geringer Anteil von 
ihnen den Sprung in den engsten politischen 
Macht- und Einflusszirkel realisieren konnte. Dies 
wird schon auf der Kommunalebene, bei der Be-
trachtung der amtierenden OberbürgermeisterIn-
nen, ersichtlich. Nur in zwei der 16 bedeutendsten 
ostdeutschen Städte34, in Halle35 und Dresden, 
stellen Frauen die Oberbürgermeisterinnen. Eine 
ähnliche Tendenz lässt sich auch bei den Landräten 
erkennen. Nach der Abwahl von Heike Bremer 
(CDU) gibt es beispielsweise in Sachsen-Anhalt 
keine Landrätin mehr. Diese Fakten machen deut-
lich, dass politisch ambitionierte Frauen schon auf 
der Kommunalebene weniger Zugang zu Macht und 
Einfluss in der Politik haben. Bereits hier sind die 
Frauen qualitativ unterrepräsentiert. Auch auf hö-
heren politischen Ebenen bestätigt sich dieser 
Eindruck36. So sind z.B. die ostdeutschen Landes-
vorsitzenden der einzelnen Parteien hauptsächlich 
männlichen Geschlechts. Bündnis 90/Die Grünen 
haben ihre Spitze traditionell mit beiden Ge-
schlechtern doppelt besetzt. In den neuen Bundes-

ländern wird die CDU  in Brandenburg  durch Saskia 
Ludwig und in Thüringen  durch Christine Lieber-
knecht weiblich geführt. Auffällig ist, dass die Par-
tei Die Linke, obwohl sie die relative Frauenquote 
eingeführt hat, nur eine weibliche ostdeutsche 
Landesvorsitzende, in Sachsen-Anhalt Birke Bull, 
aufzuweisen hat. Demgegenüber wird die Partei 
aber seit  Mai 2010 von einer Geschlechterdoppel-
spitze (erst Gesine Lötzsch und Klaus Ernst, seit 
Juni 2012 Katja Kipping und Bernd Riexinger) ge-
führt. Auch in den wichtigsten politischen Ämtern 
sind Frauen im Osten unterpräsentiert. Mit Christi-
ne Lieberknecht (CDU) wird nur ein ostdeutsches 
Bundesland von einer Frau regiert. Nichtdestotrotz 
ist auffällig, dass das weibliche Geschlecht nicht 
mehr nur in der Politik in den Bereichen tätig ist, 
welches ihrem „weiblich“ konnotierten Tätigkeits-
profil entspricht. Beispielsweise ist das Finanzmi-
nisterium, ein Ressort, welches jahrzehntelang für 
das weibliche Geschlecht unerreichbar schien, 
sogar in zwei ostdeutschen Regierungen, in Thü-
ringen und Mecklenburg-Vorpommern, mit einer 
Frau besetzt.  In „harten“ Politikressorts wie Finan-
zen, Arbeit oder vor allem Wirtschaft, die dem klas-
sisch „männlich“ konnotierten Tätigkeitsprofil 
entsprechen,  hat sich auf der ministeriellen Ebene 
offenbar eine annähernde politische Gleichberech-
tigung vollzogen.  Und auch zwei Justizministerien  
werden in den neuen Bundesländern von Frauen 
geführt. Nur das Wirtschaftsministerium scheint 
vorerst weiter eine reine Männerdomäne zu blei-
ben. Lediglich einmal in der ostdeutschen Ge-
schichte wurde das Wirtschaftsressort, wenn auch 
kurzzeitig,  von einer Frau, Katrin Budde (SPD), in 
Sachsen-Anhalt  geleitet. Dementsprechend schei-
nen politische Aspirantinnen immer noch eher für 
weiche Politikfelder wie Familie, Frauen oder Ju-
gend prädestiniert zu sein. So wird in vier Regie-
rungen im Osten Deutschlands das Ressort für Fa-
milie von einer Frau geleitet.  

Dieser Tatbestand spiegelt sich auch im aktuellen 
Bundestag wider. Die Zahlen bestätigen die Ten-
denz, die bereits auf der Landesebene sichtbar 
wurde, dass die Politikbranche nach wie vor 
„männlich“ dominiert wird, denn mit einem Anteil 
von 32,80 Prozent sind Politikerinnen aus Ost und 
West auch auf der Bundesebene unterpräsent, auch 
wenn der Anteil zwischen den Parteien  stark 
schwankt37. 
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Tabelle 7: Weibliche und männliche Abgeordnete im 17. Deutschen Bundestag38  

 

Partei  Abgeordnete Männer Prozent  Frauen  Prozent 

CDU       194      152   78,35      42   21,65 

SPD       146        90   61,64      56   38,36 

FDP         93        70   75,27      23   24,73 

Die Linke          76        36   47,37      40   52,63 

Bündnis 90 
/Die Grünen 

        68        31   45,59      37   54,41 

CSU         45        39   86,67        6   13,33 

gesamt       622      418   67,20    204   32,80 

        Quelle: www.bundestag.de 

 

Dass Frauen in der Politik immer noch im besonde-
ren Maße unterrepräsentiert sind, zeigt sich auch 
auf der Bundesebene. Gerade Politikerinnen aus 
den neuen Bundesländern spielen hier, bis auf 
wenige prominente Ausnahmen, eine eher unter-
geordnete Rolle. Angela Merkel führt zwar ein 16-
Personen-starkes Kabinett an, aber neben ihr gibt 
es lediglich fünf Frauen, die als Bundesministerin-
nen  tätig  sind.  Dabei sind die Frauen vor allem in 
weichen oder in geschlechtsneutralen Ressorts 
tätig und führen diese, ungeachtet dessen, dass 
zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepub-
lik das Ministerium für Arbeit und Soziales von 
einer Frau, Ursula von der Leyen, geleitet wird. 
Außerdem wurde keine Ostdeutsche in das Amt 
einer Bundesministerin berufen; demnach schei-
nen ostdeutsche Politikerinnen nicht nur gegen-
über ihren männlichen Kontrahenten, sondern 
auch gegenüber ihren westdeutschen Geschlechts-
genossinnen in dieser Hinsicht benachteiligt zu 
sein, selbst wenn die Bundeskanzlerin ostdeut-
scher Herkunft ist.  Ebenso sind nur zwei der fünf 
Parteivorsitzenden, d.h. mit Angela Merkel (CDU) 
und Katja Kipping  als Teil der Linke-Doppelspitze, 
als ostdeutsche Frauen in den bundesdeutschen 
Spitzen einer Partei vertreten. Lediglich Bündnis 
90/Die Grünen werden mit ihrer Doppelspitze tra-
ditionsgemäß noch durch eine Frau geführt. Bei 
der Betrachtung der Fraktionsvorsitzenden im 
Deutschen Bundestag ist auffällig, dass hier das 
weibliche Geschlecht ebenso qualitativ  unterre-
präsentiert ist. Nur bei Bündnis 90/Die Grünen 
wird die Spitze paritätisch weiblich und männlich 

besetzt. In den anderen Fraktionen gibt es keine 
Frau in ihrer Spitze. Ebenfalls werden andere  
mächtigste politische Ämter wie die des Bundes-
präsidenten, des Bundestagspräsidenten oder der 
Generalsekretäre der Parteien von Männern be-
setzt. Allerdings sind unter den fünf Vizepräsiden-
tInnen des Deutschen Bundestags gegenwärtig 
drei politische Aktivistinnen. Dazu zählt auch die 
Ostdeutsche Petra Pau (Die Linke). Sie war aller-
dings nur die zweite Wahl ihrer Fraktion. Sie konn-
te erst dann erfolgreich kandidieren, als auf Grund 
von Stasi-Vorwürfen die Wahl des damaligen Par-
teivorsitzenden der Linken, Lothar Bisky, misslang. 
Petra Paus Ernennung zur Vizepräsidentin ist somit 
von der Komponente Zufall oder Machtvakuum  
geprägt39. 

 

5.  Kontrastierender Vergleich der Präsenz ost-
deutscher und westdeutscher Frauen in der 
Politik 

Dass die größeren und mächtigeren „männlichen“ 
Peergemeinschaften, Seilschaften und Machtkar-
telle und die damit verbundenen Widerstandskultu-
ren immer noch bestens funktionieren und der 
weiblichen Konkurrenz und der Karriereentfaltung 
von Frauen in der Politik oft konterkarierend ent-
gegenwirken, zeigt auch der Ost-West-Vergleich 
bei Betrachtung der Frauenanteile in allen Länder-
parlamenten in Deutschland. 

 

 
 

http://www.bundestag.de/
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Frauenanteil in den Länderparlamenten40   
 
Bundesland   Abgeordnete 

gesamt 
Abgeordnete 
Frauen 

Frauenanteil in 
Prozent 

Baden-Württemberg   138 25 18,1 

Hessen   118 30 25,4 

Nordrhein-Westfalen   181 49 27,1 

Mecklenburg-
Vorpommern 

  71 21 29,6 

Sachsen   132 40 30,3 

Bayern   187 58 31,0 

Niedersachsen   152 48 31,6  

Sachsen-Anhalt   105 34 32,4 

Saarland   51 17 33,3  

Berlin   151 51 33,8  

Schleswig-Holstein   95 35 36,8 

Thüringen   88 33 37,3  

Hamburg   121 48 39,7 

Brandenburg   88 35 39,8 

Bremen   83 34 41,0  

Rheinland-Pfalz   101 42 41,6 

 

Quelle:http://www.lpb-bw.de/frauenanteil_laenderparlamenten.html 

 

http://www.lpb-bw.de/frauenanteil_laenderparlamenten.html
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Bei einem Ost-West-Vergleich wird ersichtlich, dass 
in den Länderparlamenten sowohl Frauen aus den 
neuen als auch aus den alten Bundesländern quan-
titativ und in einer ähnlich numerischen Anzahl 
unterrepräsentiert sind.  Demzufolge  beträgt der 
Frauenanteil in den alten Bundesländern 32,7 Pro-
zent. In den neuen Bundesländern sind von 484 
Abgeordneten 163 weiblich, was einen Frauenan-
teil von 33,68 Prozent bedeutet41 Dieser Tatbe-
stand  wird auch bei der näheren Betrachtung drei-
er westdeutscher Landesparlamente deutlich. Z.B. 
bewegt sich der weibliche Anteil von Abgeordneten 
im Bayerischen Landtag aktuell zwischen 15 Pro-
zent (Freie Wähler) und 63 Prozent (Bündnis 
90/Die Grüne) (Quelle: Bayerischer Landtag). Auch 
in Nordrhein-Westfalen, das gegenwärtig durch die 
Koalition von SPD und Bündnis 90/Die Grünen von 
Hannelore Kraft (SPD) als Ministerpräsidentin ge-
leitet wird, sind Frauen nur in den Fraktionen, die 
keine (FDP, Die Piraten) bzw. eine geringe Quote 
(CDU) haben, quantitativ unterpräsentiert. Im 
Parlament von Nordrhein-Westfalen bewegt sich 
der Frauenanteil zwischen 15,00 Prozent bis 51,7 
Prozent (Quelle: Landtag von Nordrhein Westfa-
len). Und auch in Hessen bietet sich ein ähnliches 
Bild, indem sich der weibliche Anteil von Abgeord-
neten von 5 Prozent (FDP) bis 52,94 Prozent 
(Bündnis 90/Die Grünen) erstreckt (Quelle: Hessi-
scher Landtag). Dass auch die Frauen in den drei 
aufgelisteten westdeutschen Landtagen qualitativ 
unterpräsentiert sind, zeigt sich beispielsweise 
daran, dass in der bestehenden Landesregierung 
aus einer Koalition von CDU und FDP, die von Vol-
ker Bouffier (CDU) geleitet wird, nur drei von 10 
Ministerposten weiblich besetzt sind. Auffällig ist 
aber, dass die Ministerinnen weniger in traditionell 
„weiblich“ konnotierten Politikfeldern arbeiten. So 
haben beispielsweise Lucia Puttrich (CDU) das Mi-
nisteramt für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz und Stefan Grüttner (CDU) das 
Sozialministerium inne. Auch bei den Fraktionsvor-
sitzenden der im Hessischen Landtag vertretenen 
Parteien wird nur Die Linke mit ihrer Doppelspitze 
von Janine Wissler und Willy van Ooyen teilweise 
weiblich geführt. Selbst Die Grünen haben, trotz 
ihrer 50 Prozent Quotierung, einen männlichen 
Fraktionsvorsitzenden, Tarek Al-Wazir. 

Auch in der bayerischen Landesregierung, die von 
Horst Seehofer (CSU) geführt und  von einer 
CSU/FDP-Koalition regiert wird, sind lediglich drei 
von 11 Ministerposten weiblich besetzt. Im bayeri-
schen Kabinett sind die traditionell „männlich“ 
konnotierten Politikfelder, beispielsweise das Mi-
nisterium für Finanzen mit Martin Söder (CSU), 
männlich besetzt. Die qualitative Unterpräsenz von 
Frauen im bayerischen Landtag spiegelt sich auch 

in den fünf Fraktionen wider, wo lediglich Bündnis 
90/Die Grünen, ihrer Quotierung entsprechend, 
eine geschlechter-gemischte Doppelspitze, Dr. 
Martin Runge und Margarete Bause, hat. Lediglich 
in Nordrhein-Westfalen sind Frauen stärker prä-
sent. So wird dieses Bundesland nicht nur von ei-
ner Ministerpräsidentin, Hannelore Kraft (SPD), 
geleitet, sondern auch ihre Stellvertreterin und 
gleichzeitige Ministerin für Schule und Weiterbil-
dung, Silvia Löhrmann (Bündnis 90/Die Grünen), 
ist weiblich. Generell weist das Kabinett mit fünf 
von 11 Ministerinnen in diesem Bundesland fast 
eine Geschlechterparität auf. Auch wenn bei der 
Besetzung der Ministerpositionen Männer für klas-
sisch „männlich“ assoziierte Politikfelder wie das 
Finanzministerium (Dr. Norbert Walter-Borjans, 
SPD) oder das Ministeramt für Wirtschaft, Energie, 
Bauen, Wohnen und Verkehr (Garrelt Duin, SPD) 
berufen wurden, ist das weibliche Geschlecht in 
Nordrhein-Westfalen in sehr geringen Maße von 
qualitativer Unterpräsenz betroffen. Dennoch zeigt 
die weibliche Besetzung der Regierungsspitze in 
Nordrhein-Westfalen, dass im Gegensatz zu Bun-
desländern, die von Koalitionen ohne bzw. mit 
geringfügiger Quotierung geführt werden, es für 
Frauen anscheinend immer noch schwieriger ist, in 
die zentralsten und mächtigsten politischen Posi-
tionen wie die der/des MinisterpräsidentIn oder 
die/der Fraktionsvorsitzenden vorzudringen.  

Der Vergleich zwischen Politikerinnen aus den neu-
en und alten Bundesländern zeigt, dass Frauen in 
Ost und West in ähnlicher Anzahl in den Parlamen-
ten präsent sind. Lediglich auf der Kommunalebe-
ne weisen die ostdeutschen Politikerinnen einen 
kleinen Machtvorsprung auf – allerdings erst auf 
den zweiten Blick erkennbar. Dies geht aus dem 
„zweiten Genderranking deutscher Großstädte“ der 
Böll-Stiftung aus dem Jahre 2010 hervor. Die Auto-
ren gelangen zu dem Ergebnis, dass der Frauenan-
teil in den Stadträten der ostdeutschen Großstädte 
(29,4 Prozent) im Vergleich zu den Stadträten 
westdeutscher Großstädte (33,4) geringer ist.  
Aber die niedrigeren  Anteile ostdeutscher Kom-
munalpolitikerinnen in den Stadtparlamenten wer-
den durch die stärkere Präsenz in Führungspositio-
nen, insbesondere mit hauptamtlicher Vergütung, 
in den ostdeutschen Kommunen kompensiert. So 
beträgt der Anteil weiblicher Fraktionsvorsitzender 
in den Ratshäusern ostdeutscher Großstädte 21,8 
Prozent. Im Gegensatz dazu macht ihr Anteil in 
westdeutschen Großstädten nur 18,5 Prozent aus.  
Noch deutlicher wird dies bei der Betrachtung der 
Bürgermeisterinnen. Auch wenn sowohl ostdeut-
sche als auch westdeutsche Bürgermeisterinnen in 
Großstädten nur marginal vertreten sind,  sind die 
Frauen aus den neuen Bundesländern mit 18,2 
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Prozent (zu 11,8 Prozent) deutlich präsenter (Böll-
Stiftung 2010). Die Böll-Stiftung führt dies auf die 
umfassende Frauenerwerbstätigkeit in der ehema-
ligen DDR  zurück, die sich ihrer Meinung nach als 
gesellschaftliche Norm schon früh und fest etab-
liert hat, was den Zugang von Frauen in hauptamt-
liche Positionen in den Parteien erleichtert hätte. 
In Anbetracht dessen, dass trotz dieses „Macht-
vorsprunges“ auf der Kommunalebene sowohl ost-
deutsche als auch westdeutsche Politikerinnen auf 
Landes- und Bundesebene ähnlich stark unterprä-
sentiert sind, ist die Argumentationslinie der Böll-
Stiftung nur eindimensional. 

Westdeutsche Aktivistinnen konnten von den zum 
Ende der sechziger Jahre einsetzenden progres-
siven Auswirkungen der gesellschaftlichen Ent-
wicklungs- und Wandlungsprozesse wie die neue 
Frauenbewegung, die Bildungsexpansion und die 
Reformen der siebziger Jahren wie z.B.  Reform des 
Scheidungsrechts 1977, die den Frauen im Fa-
milien- und Eherecht viele Vorteile brachten, 
profitieren. Diese Entwicklung führte zu einem 
Legitimationsverlust klassischer Weiblichkeits- und 
Männlichkeitsmodelle in Westdeutschland. Sie 
brachte z.B.  veränderte öffentliche Wahrnehmun-
gen von berufstätigen Müttern und Karrierefrauen, 
die Einführung von Quotierungsregelungen, nume-
rischen Vorgaben und Frauenlisten der Parteien so-
wie eine gestiegene Akzeptanz erfolgreicher Man-
datsträgerinnen in der Politik mit sich. So stieg die 
quantitative Repräsentation von Frauen in west-
deutschen Parlamenten auf allen politischen Ebe-
nen wie auch in den Regierungen seit den 1970er 
Jahren sukzessive an (Hoecker 2008; Sauer/Wöhl 
2011: 6). Darüber hinaus musste sich die Politik-
branche in dieser Zeit den Erfordernissen der Zeit 
stellen und sich als „moderner“ Organisationstypus 
präsentieren. Da es auch zunehmend gut ausge-
bildete Frauen gab, die mit einer gestärkten Frau-
ensolidarität im Rücken vehement versuchten, ihre 
Interesse und Führungsansprüche durchzusetzen, 
gelang es den weiblichen Abgeordneten ab den 
1970er Jahren zunehmend, auf dem politischen 
Parkett in der einstigen Bundesrepublik präsent zu 
sein. Nicht zuletzt haben dazu auch ehemalige 
Spitzenpolitikerinnen wie die erste deutsche Bun-
desministerin überhaupt, Elisabeth Schwarzhaupt 
(CDU), oder die erste deutsche Bundesministerin 
für Bildung und Wissenschaft, Dorothee Wilms 
(CDU), beitragen. Nicht nur durch diese politischen 
weiblichen Vorbildern, die durch ihre Pionier- und 
Vorarbeit zu verbesserten Karrierechancen von 
Frauen in der Politik beitrugen, scheinen die west-
deutschen gegenüber ihren ostdeutschen Kol-
leginnen begünstigt. Durch ihre 40-jährige längere 
Erfahrung mit Demokratie und der „Basisarbeit“ in 

den Parteien, die für die Bildung und den Aufbau 
von Netzwerken, Seilschaften und Machkartellen, 
die als „Rückhalt“ für  den Einstieg in der Politik 
und den Aufstieg, d.h. beim Kampf um einfluss-
reichste Positionen und -ämter wichtig sind, 
scheinen die westdeutschen Politikerinnen kon-
textuell  im Vorteil. Die ostdeutschen Frauen kön-
nen auf Grund der 40-jährigen Diktatur und der 
nicht vorhandenen weiblichen politischen Vorbil-
der weder auf eine umfassende Erfahrung in der 
Demokratie, noch auf den „Rückhalt“ einer „Frau-
ensolidariät“, die gerade im Kampf um vordere 
Plätze mit der männlichen Konkurrenz wichtig 
sind, zurückgreifen42. Diese „Defizite“ scheinen die 
Politikerinnen, was sich in der fast gleichen 
Präsenz von ost- und westdeutschen Frauen in den 
Parlamenten widerspiegelt, durch ihre umfassende 
Erfahrungen mit „Vollzeitberufstätigkeit“, „Dop-
pelbelastung“ und der damit einhergehenden Be-
lastbarkeit sowie mit berufsbiografischen Ressour-
cen, die sie unter Umständen für bestimmte 
„männliche“ Tätigkeitsfelder prädestinieren, zum 
Teil auszugleichen. Daher ist zu resümieren, dass 
sich der attestierte „Gleichstellungsvorsprung“ in 
der ehemaligen DDR in der politischen Partizi-
pation sowohl als Chance als auch als Hindernis für 
die Politikerinnen auswirkt bzw. ausgewirkt hat 
und noch auswirken kann. Anzumerken ist, dass 
die ParlamentarierInnen, die von der Ausnahme-
situation des Epochenwechsels profitiert haben, in 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten immer 
weniger in der politischen Landschaft der Bundes-
republik Deutschland präsent sein werden. Dem-
zufolge ist zu vermuten, dass sich die Kar-
riereverläufe von Frauen aus den alten und neuen  
Bundesländern in Zukunft immer weiter annähern 
werden, was sich z.B. in gleichen Zugangs- und 
Aufstiegswegen widerspiegeln wird, d.h. als 
„Basisarbeit“ in den Jungorganisationen der Par-
teien und in den „Ochsentouren“.  Das lässt den 
Schluss zu, dass sich für beide Gruppen „die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, also die 
Mehrfachbelastung und geringe Zeitressourcen von 
Frauen, als gläserne Decke in der Politik so wie in 
anderen Karriereberufen auch (Sozialstruktur-
these)“ (Sauer/Wöhl 2011: 9) auswirkt und auch 
weiterhin auswirken wird.  

6. Schlussbetrachtung 

Die Untersuchung, die die Situation ostdeutscher 
Mandatsträgerinnen in den Mittepunkt gerückt 
hat, zeigt, dass zu Beginn des 21. Jahrhunderts, 93 
Jahre nachdem Frauen in Deutschland am 19.1. 
1919 das Wahlrecht erlangten, das weibliche Ge-
schlecht immer noch in den Parlamenten unterre-
präsentiert ist. Dabei zeigt der Beitrag, dass die 



C 

 

 

19 

Cornelia Hippmann    Gleichberechtigung in der Politik?   November 2012   ISSN 2192-5267     gender...politik...online 

quantitative und die qualitative Unterpräsenz von 
Frauen in den Parlamenten im wiedervereinten 
Deutschland häufig auf ihre weibliche Geschlechts-
zugehörigkeit und die damit aktivierten zuge-
schriebenen Stereotypen zurückzuführen ist. Dies 
erstaunt nicht, werden doch, wie aufgezeigt, Frau-
en in den Parlamenten  und in der (medialen) Öf-
fentlichkeit oftmals mit geschlechtsspezifischen 
Barrieren konfrontiert. Weil heute Frauen in der 
Politik längst keine Ausnahmen mehr darstellen, 
haben sie sich nicht nur mit der männlichen, son-
dern zunehmend auch mit der weiblichen Konkur-
renz auseinander zu setzen43. Weil sich aber die 
männlichen Abgeordneten immer noch besser auf 
ihre Seilschaften, Netzwerke und Peer-
Gemeinschaften und die damit einhergehenden 
Kulturen, die der weiblichen Karrierentfaltung 
widerständig entgegenwirken,  bei der Besetzung 
politischer Ämter verlassen können, verwundert es 
nicht, dass in der Politik, trotz einiger Brüche, der 

Androzentrismus immer noch vorherrscht. Auch die 
Praktiken, die Männer in ihren täglichen Interakti-
ons- und Sozialbeziehungen vollziehen – bei-
spielsweise durch Ausschluss von Frauen bei der 
Rekrutierung des Nachwuchses, durch Übergehen 
oder Stigmatisieren bei parlamentarischen Debat-
ten – erklären, warum die männliche Vormachtstel-
lung noch immer funktioniert. Die Quotierung er-
weist sich, trotz der vielen konträr geführten Dis-
kussionen und wenn sie denn überhaupt vorhan-
den ist und angewendet wird, als eine erfolgreiche 
Möglichkeit für Frauen, in der Politik Fuß zu fassen, 
ihre Eignung für ein entsprechendes Amt vorausge-
setzt. Deshalb ist zu schlussfolgern, dass sich die 
weibliche Geschlechtszugehörigkeit sowohl als 
Chance, als auch als Erschwernis bei der Integrati-
on von Frauen in der Politik im vereinten Deutsch-
land auswirkt. Aus diesem Grund kann noch längst 
nicht von einer Durchbrechung des geschlechter-
segregierten Politikraums gesprochen werden. 

 

7. Fragen  

7.1. Benennen und beschreiben Sie die drei Phasen 
der DDR-Frauenpolitik und ordnen Sie die entspre-
chenden Leitbilder zu. 

7.2. Welchen Stellenwert nahmen Frauen in der 
DDR-Politik ein? 

7.3. Benennen Sie die wichtigsten berufsbiogra-
phischen Ressourcen und Voraussetzungen, die 
ostdeutsch-sozialisierten Frauen den Weg in die 
Politik im wiedervereinten Deutschland ebneten. 

7.4. Welche Bedeutung hat der Zusammenbruch 
des DDR-Herrschaftssystems für den Ein- und Auf-
stieg zahlreicher ostdeutscher Frauen für eine Poli-
tikkarriere nach 1989?  

7.5. Wie äußert sich die quantitative und qualitati-
ve Unterpräsenz ostdeutscher Frauen in den Parla-
menten im wiedervereinten Deutschland? Welche 
kausalen Bedingungen sind dafür auszumachen? 

 

8. Weiterführende Links  

www.zeit.de › Die Zeit Archiv Jahrgang: 
2012›  Ausgabe 26 

nachrichten168.eu/.../politikerinnen-was-
ostdeutsche-frauen-machtig. 

www.soziale-
erinne-
rung.de/Abstracts_fuer.../Cornelia_Hippmann  

 

 

 

 

www.newsdeutschland.comwww.newsdeutschland.
com/.../Politikerin... 

www.kleine-verlag.de/artikel_3238.ahtml 

www.emanzipation-im-sozialismus.de/seite-
8.html 

www.whoswho.de/templ/te_bio.php?PID=434&RI
D=1 

www.deutscher-bundestag.de 

www.IPb-
bw.de/frauenanteil_laenderparlamenten.de 

www.landtag.brandenburg.de 

www.landtag.bayern.de 

www.landtag.hessen.de 

www.landtag.mecklenburg-vorpommern.de 

www.landtag.nordhein-westfalen.de 

www.landtag.sachen.anhalt.de 

www.landtag.sachsen.de 

www.landtag.thueringen.de 
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12. Endnoten 

                                                 
1 Gottschall 1989, Maier 1993 und der Frauenreport `90 
geben die Frauenerwerbsquote in der DDR für 
1989/1990 mit 78,1 Prozent an. Die Angabe von 
Bütow/Stecker 1994 erscheint, angesichts der bis zum 
Ende der DDR nachgesagten umgesetzten Vollzeitbe-
rufstätigkeit der Frauen jedoch plausibler. Das Frauen-
leitbild in der DDR war eindimensional und beschränkte 
sich auf die berufstätige Mutter. Andere Lebensmodelle 
waren nicht vorgesehen und jeder Daseinsberechtigung 
beraubt.  
2 Durch den offenen Steggreifcharakter und den damit 
verbundenen dynamisierenden Erzählvorgang wird die 
Erfahrungsaufschichtung des Gedächtnisses konkreti-
siert (Glinka). Die Dynamik des Erzählvorgangs und die 
retroperspektiven Vorstellungen werden hierbei in Gang 
gesetzt und versetzen den/die ErzählerIn in die damali-
ge Handlungs- und Erleidenssituation. Durch autobio-
grafisch-narrative Interviews konnten demnach Rah-
menbedingungen des faktischen sowie politischen Han-
delns und das Erleiden erlebter Erfahrungen der Politi-
kerinnen aufgezeigt werden, die in Form von Abläufen 
rekonstruiert wurden (Schütze 1977; Schütze 1982; 
Schütze 1987). 
3 Die 24 autobiografisch-narrativen Interviews wurden 
mit Politikerinnen aus den neuen Bundesländern, die 
den fünf Parteien CDU, SPD, Bündnis 90/ Die Grünen, 
FDP und Die Linke angehören, auf Kommunal-, Landes- 
und Bundesebene durchgeführt. Weil es für die Untersu-
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chung, um generalisierende Aussagen treffen zu kön-
nen, wichtig war, neben ehrenamtlichen bzw. nicht 
ehrenamtlichen politischen Aktivistinnen, Politikerin-
nen zu interviewen, die vorwiegend mit ebenfalls ost-
deutsch-sozialisierten KollegInnen tätig sind (Kommu-
ne, Landtag) und Politikerinnen, die auch mit west-
deutsch-sozialisierten Abgeordneten arbeiten (Bundes-
tag), war die Einbeziehung der EU-Ebene nicht notwen-
dig. Mit dem Fortschreiten und der Analyse der erhobe-
nen Interviews, der zu konstatierenden Komplexität 
sowie dem Umfang der jeweiligen Einzelfallstudien 
wurde die Erhebung der narrativen Interviews bei einer 
Anzahl von 24 abgeschlossen. Damit weisen die Fälle 
ausreichend Differenzen sowie inhaltliche Tiefe auf, um 
von einer maximalen Variation und angemessenen theo-
retischen Reichweite der Fallinterpretationen (im Sinne 
einer „theoretischen Sättigung“, Anselm Strauss) aus-
gehen zu können. 
4 Die Stunde Null gestaltete sich 1945 als eine Phase des 
Neuanfangs und Aufbruchs, zu der Frauen  maßgeblich 
die gesellschaftlichen, familiären und persönlichen Le-
bensstrukturen mit schufen und dadurch bereits wesent-
lich zur Entstehung von geordneten Verhältnissen bei-
trugen (Kuhn/Schubert 1984:65). 
5 Das Gesetzbuch der Arbeit von 1961 war das entschei-
dende Regelwerk zur Umsetzung der in der Verfassung 
formulierten Gleichberechtigung beider Geschlechter im 
Erwerbsprozess (Bütow/Stecker 1994: 22) Der Anteil der 
erwerbstätigen Frauen betrug in der DDR 1960 55 Pro-
zent. In dieser Zeit war die Mehrheit der berufstätigen 
Frauen noch ohne Qualifikation und musste sich mit 
schlechter bezahlten Arbeitsplätzen begnügen (eben-
da). 
6 Dies wird auch am Beispiel der Politikerinnen, die im 
Fokus der Untersuchung stehen, deutlich. 
7 Es fixierte die große Bedeutung der Familie, aber zu-
gleich auch die Verantwortung und die gleichen Pflich-
ten und Rechte beider Geschlechter für alle ehelichen 
und familiären Angelegenheiten wie z.B. die Kinderer-
ziehung. Nicht in allen Fragen wurde dieses Prinzip 
konsequent durchgehalten, doch in der Verabschiedung 
der Hausfrauen-Ehe war es konsequent. Dieses neue 
Frauenleitbild wurde in der Gesellschaft schrittweise 
akzeptiert, jedoch widersprüchlich umgesetzt (ebenda).  
8 Dies betraf vor allem das Frauensonderstudium, wel-
ches vornehmlich dazu diente „beruflich und politisch 
bewährten Frauen die Qualifizierung für die Ausübung 
einer Leitungsfunktion zu vermitteln“ (ebenda: 24). 
9 Die sogenannte „Emanzipation von oben“ vollzog sich 
paternalistisch autoritär. Ihr wurde jeder öffentlicher 
Diskurs entzogen. Sie war ideologisch, politisch und 
ökonomisch motiviert. Der umfassenden weiblichen 
Erwerbstätigkeit in der DDR wurde als Mittel der Emanzi-
pation höchste Priorität beigemessen. Ideologisch war 
die Gleichheit von Frau und Mann ein Element der egali-
tären Utopie des kommunistischen Gesellschaftssys-
tems, da Frauen durch den Abbau von Nachteilen für das 
neue sozialistische System gewonnen werden sollten, 
weil das weibliche Geschlecht in der DDR ein ökono-
misch dringend benötigtes Arbeitspotential für die 
Wirtschaft darstellte (Geißler 1996: 295).  

                                                                            
10 Institutionelle Ablaufmuster beruhen auf gesell-
schaftlich institutionalisierten Mustern des Lebenslau-
fes, den die Befragten quasi unhinterfragt folgen (z.B. 
Schulsystem, Ausbildungs- und Berufssystem) (Schütze 
1982). 
11 Sicherlich ist an dieser Stelle anzumerken, dass es von 
dem Alter der befragten Politikerinnen abhängig ist, ob 
sie bereits in der DDR-Zeit ihre (akademische) Ausbil-
dung absolviert hatten und berufstätig waren. Der Groß-
teil der 24 befragten Parlamentarierinnen hatte zumin-
dest eine (akademische) Ausbildung in der DDR abge-
schlossen. 
12 Hierbei ist vom Alter der befragten Politikerinnen 
abhängig, ob sie bereits zu DDR-Zeiten eine Berufslauf-
bahn absolvierten oder nicht. 
13 Diese Gruppe ist im empirischen Datenmaterial ge-
nauso häufig vertreten wie die erste. 
14 Die DDR-Bildungspolitik sah vor, dass nach der Reife-
prüfung auch studiert wurde. Die Anzahl der Abiturien-
tInnen war somit an der Zahl der zur Verfügung stehen-
den Studienplätze ausgerichtet. Gute schulische Leis-
tungen waren also Voraussetzung, um an die EOS dele-
giert zu werden. Aus diesem Grund lässt sich schlussfol-
gern, dass die meisten Politikerinnen sehr gute Schul-
leistungen vorweisen konnten. 
15 An dieser Stelle muss aber angemerkt werden, dass 
SchülerInnen aus nicht vollkommen systemkonformen 
Elternhäusern in der Regel nicht an der Durchsetzung 
ihrer Berufsbiografie gehindert wurden, was sich auch in 
den geführten Interviews widerspiegelt. Gerade Parla-
mentarierinnen, die religiös gebunden waren, arran-
gierten sich „nach außen“ mit dem System, was sich 
auch in den geführten Interviews widerspiegelt, waren 
z.B. Mitglied in der Pionierorganisation oder nahmen an 
der Jugendweihe teil.  Zum Teil mussten diese Frauen 
aber bei der Bewerbung für bestimmte Studienplätze wie 
„Dolmetscher“ (nicht „Dolmetscherin“), die mit einem 
Auslandsstudium verknüpft waren, die Erfahrung ma-
chen, dass bei der Auswahl der Studienanwärter ihre 
Einstellung zum Staat eine zentrale Rolle spielte.  
16 Gerade die Politikerinnen, die zu DDR-Zeiten als Leh-
rerin arbeiteten, mussten auch rhetorische Fähigkeiten 
unter Beweis stellen, z.B. bei der didaktischen Vermitt-
lung des Lehrstoffs. Diese können auch in ihrer heutigen 
Abgeordnetenarbeit, z.B. bei Parlamentsdebatten, 
wichtige Ressourcen sein, aus denen sie schöpfen.  
17 Das 1965 verabschiedete  „Gesetz über das einheitli-
che Bildungssystem“ und Verfügungen über weitere 
Qualifizierungsmaßnahmen zur Aus- und Weiterbildung 
sollten Frauen Voraussetzungen für insbesondere tech-
nische Berufe und mittlere und leitende Tätigkeiten   
schaffen. 
18 Die Politikerinnen, die zur Zeit des gesellschaftlichen 
Umbruchs noch im Kindes- und / oder Jugendalter wa-
ren und weder eine (akademische) Ausbildung abge-
schlossen hatten noch beruflich in der DDR-Gesellschaft 
tätig waren, durchliefen wie ihre westdeutschen Kolle-
ginnen ebenfalls ihre Berufsbiografie unter den Bedin-
gungen des gesamtdeutschen freiheitlich-demokra-
tischen Systems. Insofern ist davon auszugehen, dass 
nicht nur ihre politischen Einstiege, sondern zum Teil 
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auch ihre Berufsbiografie ähnlich strukturiert sind wie 
bei den westdeutschen Politikerinnen.  
19 Dies trifft auf Politikerinnen auf allen politischen 
Ebenen zu. 
20 Die Interviews verdeutlichen, dass der Großteil der 
Frauen zunächst nicht die Berufspolitik anstrebte. In-
dem sie sich aber zunehmend in einer neuformierten 
Partei etablieren konnten, sahen sie  allmählich in der 
Politik eine lukrative berufliche Tätigkeit. Vor dem Hin-
tergrund der drohenden Massenschließungen der VEB 
(volkseigene Betriebe) und des Umstandes, dass zahl-
reiche Politikerinnen technisch und naturwissenschaft-
lich ausgebildet sind, wird dies verständlich. 
21 Es ist festzuhalten, dass religiös gebundene Frauen 
nach der Wende besonders gute Karrierechancen in der 
Politik hatten. Ihr christlicher Glaube signalisierte eine 
oppositionelle Haltung zum DDR-Staat. Dass die Zahl 
der religiösen  Mandatsträgerinnen im Verhältnis zu den 
doch überwiegend atheistischen DDR-Bürgerinnen sehr 
hoch ist, zeigt, dass viele kirchlich gebundene Bürger 
unzufrieden mit der DDR-Politik und Gesellschaft waren. 
Aus diesem Grund setzte sich ein Großteil von ihnen 
aktiv für den politischen Umbruch ein.  
22 Alle drei Gruppen sind sicherlich nicht streng vonei-
nander zu trennen, sondern vielmehr verläuft die 
„Trennlinie“ zwischen diesen Gruppen nahezu unsicht-
bar und fließend. Beispielsweise war es möglich, dass 
politische Aktivistinnen der ersten Stunde begannen, 
sich über das  kirchliche Milieu, auch wenn sie nicht 
religiös gebunden waren, politisch zu engagieren. „Die 
ökumenische Versammlung der DDR, die in drei Treffen 
von Februar 1988 bis zum Mai 1989 Christen aller Kon-
fessionen in Dresden und Magdeburg zusammenführte, 
war ein Ort, an dem vorgedacht und Mut gemacht wurde, 
sich auf Veränderungen einzulassen. Viele Forderungen 
dieser Versammlung fanden sich später in den Pro-
grammen der neu gegründeten Parteien wieder“ (Höpp-
ner 2007: 20).  
23  Zu diesem Zeitpunkt  wäre eine politische Karriere in 
einer anderen Partei weitaus schwieriger gewesen, da 
diese Frauen auf Grund ihrer SED-Mitgliedschaft  in der 
Regel als „belastet“ angesehen worden wären. 
24 Ein Generationszusammenhang umfasst mehrere 
Generationseinheiten. Die Mitglieder der Generations-
einheiten sind noch enger miteinander verbunden, da 
sie die geistigen Strömungen der Zeit in gleicher Weise 
verarbeiten: Sie teilen „Grundintentionen und Gestal-
tungsprinzipien“, die sie zu einer Gruppe sozialisieren 
und die für eine einheitliche Reaktion auf die Zeitströ-
mungen sorgen (Mannheim 1980: 542f.). 
25 Ihre Karrieren gestalteten sich aus zweierlei Gründen 
schwierig. Einmal mussten sie sich auf Grund ihrer SED-
Mitgliedschaft mit ihrer DDR-Vergangenheit auseinan-
dersetzen und dazu Stellung nehmen. Außerdem war ihr 
Einstieg und Aufstieg als „Quereinsteigerin“ weitaus 
steiniger, da die „männlichen“ Ab- und Ausgrenzungs-
mechanismen kurze Zeit nach der Wiedervereinigung 
bestens funktionierten. Insofern konnten sie nicht von 
der einmaligen Situation, die ungeahnte Chancen für 
ostdeutsche Frauen für eine Politikkarriere im vereinten 
Deutschland bot, profitieren.  

                                                                            
26 Dies verwundert formell nicht, wurde doch jahrhun-
dertelang Frauen und Macht als unvereinbares und 
konträres Phänomen begriffen. Demgegenüber waren 
Männer bereits im 17./18. Jahrhundert mit der Sorge 
um das Gemeinwohl befasst, sie hatten ergo die Macht. 
Der Umstand, dass die Frau gemäß ihrem traditionellen 
Aufgabenbereich dazu gebracht wird, zum Mann zusa-
gen: „Deine Welt, mein die Familie“ (Koonst 1988: 76).  
27 Als adäquates Mittel, um die Unterpräsenz von Frauen 
in der Politik abzubauen und aufzuheben, dient das 
Konzept der Chancengleichheit. Dazu zählen Quotie-
rungsregelungen, die das Ziel haben, die Anzahl von 
Frauen in der Politik zu erhöhen. Unter Chancengleich-
heit ist die „Art, wie eine Organisation ihre Aufgaben 
erfüllen will“ (Brendl 1997:10) zu verstehen. Zentrale 
Aufgaben zur Erreichung der Chancengleichheit sind, so 
Brendl, die Frauenförderung sowie die Gleichstellung 
der Frau in der Gesellschaft. Um Chancengleichheit 
zwischen Frauen und Männern zu erreichen, wurden 
Maßnahmen entwickelt, die auf einen möglichst breiten 
Konsens der Organisation zielen. Von Chancengleichheit 
sei zu Recht zu sprechen, wenn aus einem geschlechts-
spezifischen Blickwinkel argumentiert werde. Letztend-
lich seien Gleichstellungskampagnen darauf fokussiert, 
gleiche Beteiligungschancen von Frauen in allen Berei-
chen der Organisation zu erreichen: „Sie integriert In-
strumente wie Frauenförderpläne mit konkreten Zielver-
einbarungen oder Instrumente zur Beseitigung von 
Hindernissen struktureller Art, umfasst unterschied-
lichste Konzepte und Instrumente, die von gut gemein-
ten Appellen und Einstellungen, bis hin zur harten Insti-
tutionalisierung von Frauenförderprogrammen reichen 
(Brendl 1997: 26). Impliziert wird die Aufforderung zur 
Anpassung an die männlichen Maßstäbe (Riegraf 1996: 
29ff.). 
28 Stand Februar 2012 
29 Stand Februar 2012 
30 Um in der Politik die bestehende Ungleichheit zwi-
schen Frauen und Männern abzubauen, wurde in Partei-
en wie Büdnis90/Die Grünen oder Die Linke, die eine 
progressive Geschlechterpolitik verfolgen, die Frauen-
quote eingeführt. Insbesondere in den achtziger Jahren 
galt die Frauenförderung als wesentliches Instrument 
zur Vergrößerung der Karrierechancen von Frauen in der 
Politik. Bei der Frauenquote wird zwischen absoluter 
und relativer Frauenquote unterschieden. Die absolute 
Frauenquote besagt, dass Frauen solange bevorzugt zu 
behandelt sind, bis die Frauenquote X Prozent in einem 
entsprechenden Gremium erreicht ist.  Bei der absoluten 
Frauenquote wird zwischen harter und weicher Frauen-
quote unterschieden. Die harte Frauenquote besagt, 
dass die gleiche Anzahl von Frauen und Männern für 
dasselbe Gremium gewählt werden. Bündnis 90/ Die 
Grünen sind ihre Verfechter und haben sie  bereits bei 
ihrer Parteigründung 1977 eingeführt (Lehnert 1997). 
Die Linke hat die relative Frauenquote (ebenda). Die 
SPD hat mit ihrer Frauenquote von 40 Prozent sicherlich 
den Frauen den Zugang in die Politik erleichtert und  
zum Abbau der männlichen Vormachtstellung geführt. 
Die CDU führte 1996 das Frauenquorum ein, was einen 
Kompromiss zwischen Frauenquote und Verzicht auf 
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Maßnahmen zur Einbeziehung des Frauenanteils dar-
stellt (ebenda). Nur die FDP hat weder die Frauenquote 
noch das Frauenquorum eingeführt, was sich in einer 
geringen Präsenz von Frauen deutlich widerspiegelt.  
31 Stand Februar 2012 
32 Stand Februar 2012 
33 Stand 2012 
34 Dies sind die ehemaligen 15 Bezirksstädte der DDR 
sowie Berlin.  
35 Bis 1.Dezember 2012 
36 An dieser Stelle muss sicherlich angemerkt werden, 
dass ein Großteil der Politikerinnen keine Karriere als 
Top-Politikerin anstrebt. Auf Grund ihrer  „weiblichen“ 
Sozialisation und ihrer damit einhergehenden „Doppel-
belastung“ sind sie häufig mit einer Karriere in der 
„zweiten Reihe“ zufrieden. Auf Grund ihrer Alltagsinte-
ressen streben sie häufig selbst  keine Tätigkeit in „har-
ten“ Politikfeldern an; auch wenn es bei den ostdeut-
schen Politikerinnen durchaus einige gibt, die wegen 
ihrer umfassenden berufsbiografischen Ressourcen 
dafür prädestiniert sind. Dies geht aus den geführten 
Interviews deutlich hervor.  
37 Stand Februar 2012 
38 Stand September 2011 
39 Auffällig ist aber auch, dass ostdeutsche Männer  auf 
der Bundesebene wenig präsent sind, was selbstver-
ständlich auch dem Umstand geschuldet ist, dass die 
Ostdeutschen etwa nur ein Fünftel der Gesamtbevölke-
rung der Bundesrepublik stellen.  Insofern kann daher 
angenommen werden, dass es sich für ostdeutsche Poli-
tikerInnen generell noch schwieriger gestaltet, in die 
zentralsten politischen Ämter und Ressorts auf Bundes-
ebene zu gelangen. Heike Wiegands These bringt es auf 
den Punkt, wenn sie anmerkt: „Der überwiegende Teil 
der Aufstiegshemmnisse kann auf die traditionelle ge-
schlechtsspezifische Rollenzuweisung im weitesten  
Sinn zurückgeführt werden. Die daraus resultierenden 
Stereotype mit den sich ausschließenden sozialen Nor-
men, Erwartungen und Verhaltensweisen tragen maß-
geblich  zur bestehenden Situation bei“  (Wiegand 1995: 
203). 
40 Stand August 2012  
41 ohne Berlin  
42 Da im Rahmen der Untersuchung lediglich ostdeut-
sche Politikerinnen interviewt wurden, ist an dieser 
Stelle nicht genau rekonstruierbar, wie die westdeut-
schen Politikerinnen genau in die Parlamente und mög-
licherweise an die politische Spitze kamen.  
43 Dieser Trend zeigte sich, als z.B. nach dem Abtreten 
von Dietmar Althaus als Thüringer Ministerpräsident zu-
nächst zwei Frauen, Christine Lieberknecht und Birgit 
Dietzel, zur Wahl standen. Die Wahl ging bekanntlich 
zugunsten von Lieberknecht aus.  
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